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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 

des MieterMagazin gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

https://service.berliner-mieterverein.de/service

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Der Klassiker

 13 Euro  
 rund 720 Seiten  
 Aktuell und informativ   
 mit allen Neuregelungen des seit Mai 2013
 geltenden Mietrechtsänderungsgesetzes  
 Übersichtlich von A bis Z   
 Für alle verständlich   
 Fundgrube für Fachleute  
 Über 3000 Ge richtsurteile  
 Alle großen Mietrechtsthemen  
 Die häufigsten Alltags probleme  
 Die wichtigsten Fragen rund um die Wohnung   

Das Mieterlexikon ist erhältlich in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle des Berliner Mietervereins, 
 Spichernstraße 1, 10777 Berlin während der Ge schäfts-
 zeiten oder beim DMB-Verlag, 10169 Berlin oder 
im Internet unter www.mieterbund.de 

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

https://www.bund.net/
mailto:info@bund.net
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Zu Fuß, mit dem Karren, nur selten 
mit dem Pferdewagen wurde im al-
ten Berlin die Wohnung gewechselt.

Die Strapazen der Ziehtage

22

Die große Neugier 
Ob man sich um eine Wohnung      14
bewirbt oder die Annehmlichkeiten 
moderner Technik in Anspruch nimmt – 
immer wird man gezwungen, tiefe 
Einsichten in persönliche Daten 
zu gewähren.

Bislang ohne 
 Erfolg, aber die 

Deutsche Wohnen 
versucht ihn immer 

wieder, den

Großangriff 
auf den 

Berliner Miet-
spiegel
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Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 12/2017, Sei-
te 10, Jens Sethmann: „Mini-Solar-
anlagen – Weg frei für Stromerzeu-
gung auf dem Balkon“

Strom machen wozu?

Was von Ihnen so positiv  dargestellt 
wird, ist nach meiner Meinung mehr 
als fragwürdig. Die wesentliche Fra-
ge, was eigentlich mit einer solch 
teuren Investition überhaupt erreicht 
werden soll, ist nicht einmal gestellt 
worden, geschweige, dass sie beant -
wortet worden wäre. Etwa 70 
Pro zent der elektrischen Energie 
(„Strom“), die über den Zähler in 
den Haushalt gelangt, wird sofort 
in Wärme (warmes Wasser) umge-
wandelt. Also werden aus den von 
der DGS angegebenen 250 kWh 
pro Jahr etwa 175 kWh sofort zu 
warmem Wasser gemacht. Viel sinn-
voller, weil energetisch und finan-
ziell viel effektiver, wäre es also, die 
direkte Sonneneinstrahlung mittels 
Solarkollektoren in warmes Wasser 
zu wandeln. Solarkollektoren sind, 
um warmes Wasser zu erhalten, er-
heblich billiger als Voltaik-Technik.

Le
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fe
 Für die DGS sind natürlich Voltaik-
Anlagen viel besser, weil die ange-
schlossenen Firmen erheblich mehr 
Geld verdienen können, als mit An-
lagen, die „nur“ warmes Wasser be-
reiten. Aus meiner Sicht ist es auch 
gesamtgesellschaftlich völliger Un-
fug, nur elektrische Energie bereit-
stellen zu wollen, ohne anzugeben, 
was man damit machen möchte. 
Beides – Strombewirtschaftung und 
Wärmebewirtschaftung – gehören zu-
sammen. Die DGS scheint mir aus 
dieser Sicht ein unseriöser Verein zu 
sein, der nur auf die Verkaufserfolge 
seiner Mitglieder fixiert ist.
Dipl.-Ing. A. Kulmus per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 10/2017, Sei-
te 21, Rainer Bratfisch: „Wohnungs-
suche – Ein Großversuch belegt Dis-
kriminierung“

Einseitig 

Sie haben einseitig recherchiert. 
Denn Sie erwähnen leider nicht die 
wohlhabenden Hausei gentümer 
(unter anderem auch mit Migra-
tionshintergrund), die ihre eigenen 
Landsleute mit arabischer oder tür-
kischer Herkunft bevorzugen. Auch 
wenn es sich – zum  Beispiel – um die 
Eröffnung eines Geschäfts handelt. 
Deutsche und aus ländische Woh-
nungssuchende ha ben doch in je-
dem Fall die gleiche Chance, Wohn-
raum zu bekommen, wenn sie den 
entsprechenden Gehaltsnachweis 
vorlegen können. 
G. Frech per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 11/2017, Sei-
te 7, Jens Sethmann:  „Berliner Miet-
spiegel 2019 – Generelle Wohnlagen-
prüfung“

Auf jeden Fall besser

Ich begrüße eine Optimierung der 
Kriterien zur qualitativen Wohnla-
gen-Zuordnung. Alle Adressen einer 
statistischen Analyse zu unterziehen 
ist auf jeden Fall realistischer und 
fairer, als das Feld den Vermietern 
mit tendenziösen Interessen zu über-
lassen. Ich fürchte nur, das die Vor-
gaben für eine solche Analyse nicht 
alle notwendigen Momente berück-
sichtigen wird. Vielleicht kann sie 
das auch nicht, aber man sollte sich 
dieses Umstandes bewusst sein und 
versuchen, das Manko auf irgend-
eine Weise zu kompensieren, damit 
man den tatsächlichen Verhältnissen 
wenigstens einigermaßen gerecht 
wird.
E. Rossner per E-Mail
 
Betr.: MieterMagazin 12/2017, Sei-
te 12, Rosemarie Mieder: „Wilder 
Sperrmüll – Sheriffs sollen den Müll-
Rowdies auf die Spur kommen“ 

Nur markige Sprüche

Natürlich ist es ein Ärgernis, dass 
skrupellose Firmen ihre Entsorgungs-
kosten der Allgemeinheit aufbürden 
und ihren Müll heimlich auf Berlins 
Straßen verklappen. Als Bewohnerin 
Neuköllns muss ich aber sagen: Die 
Kampagne gegen Müll des hiesigen 
Bezirksamts eignet sich nicht als Vor-
bild. „Erfolgreich“ ist die Koopera-
tion mit den „Müll-Sheriffs“ und 
die begleitende Kampagne „Schön 
wie wir“ nämlich vor allem für die 
Bezirksbürgermeisterin Frau Dr. Gif-
fey selbst, die sich auf diese Weise 
in der Öffentlichkeit als Macherin 
inszeniert. 
Doch die Fakten sprechen eine an-
dere Sprache, wie die Antwort des 
Bezirksamts auf eine kleine Anfra ge 
der Fraktion Die Linke in der Bezirks-
verordnetenversammlung Neukölln 
ergab: Trotz Einsatzes der „Müll-
Sheriffs“ hat sich die Menge illegal 
entsorgten Mülls im Bezirk nicht 
verringert. Laut Auskunft der BSR 
ist es weiterhin vor allem Gewerbe-
müll, der den öffentlichen Raum 
verdreckt. Dessen Verursacher las-
sen sich offensichtlich nicht durch 
markige Sprüche und einen pinken 
Besen zum Umdenken verleiten. 
Gerade von der Zeitschrift des Mie-
tervereins hätte ich mehr kritisches 
Hinterfragen erwartet, anstatt der 
Imagekampagne der selbsternann-
ten „Law-and-Order“-Bürgermeis-
terin auf den Leim zu gehen. Nicht 
vergessen werden sollte nämlich, 
dass das Geld, welches in erfolglose 
Anti-Müll-Aktivitäten fließt, an an-
derer Stelle fehlt: Zum Beispiel beim 
Personal, das die Einhaltung des Mi-
lieuschutzes überwacht, oder bei 
der Obdachlosenhilfe. 
C. Aßmann per E-Mail
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 Lichtenberg:  Beratungsstelle  „Undine“ 
Hagenstraße 57-60  geschlossen
Die Beratungsstelle wurde zum Jahresende 2017 ge-
schlossen. Wir empfehlen Ihnen den Besuch unseres 
Beratungszentrums Frankfurter Allee 85. Informatio-
nen zu Öffnungszeiten, Anfahrt und Kontaktmöglich-
keiten finden Sie auf Seite 39 dieses MieterMagazins. 
Beratung zu Sozialrecht und Miete
Wenn das Sozialrecht und Fragen zur Wohnung inein-
andergreifen, stehen Mieterinnen und Mieter häufig 
vor undurchdringlichen Vorschriften und Anträgen. Der 
Berliner Mie terverein bietet daher seinen Mitgliedern 
eine Beratung zu Sozialrecht und Miete an. 

Bitte vereinbaren Sie einen Termin: 
Servicetelefon S 030-226 260 

Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, Wohnberech-
tigungsschein, Ansprüchen auf Mietsenkung und die 
Beschränkung von Modernisierungsumlagen für Mie-
ter der städtischen Wohnungsbaugesellschaften sowie 
Kosten für die Unterkunft und Heizung im Rahmen der 
Grundsicherung für Arbeits  s uchende und Sozialhilfe-
empfangende.
 zu wissen

Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Sie können im Internet die 
 persönlichen  Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieter verein  online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zins gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als  Mit  -
glied eine telefonische Kurzberatung – schnell und 
unbüro kratisch. Mehr zu diesem Service auf Seite 32.
Telefonberatung: S 030-226 26-152
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner-mieterverein.de
Berliner Sozialgipfel 
getragen vom DGB, von den Gewerkschaften NGG 
und ver.di, von den Sozialverbänden AWO, SoVD, 
VdK und der Volkssolidarität, vom Humanistischen 
Verband sowie vom Berliner Mieterverein
www.berliner-sozialgipfel.de 
azin 1+2/2018
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! Bezirksmitglieder versammlungen 2018
Ab Mitte März finden die  Mitgliederversammlungen 
des Berliner Mietervereins in den Bezirken statt. Hier 
informiert Sie die jeweilige Bezirksleitung über Pro-
bleme der Mieter im Bezirk, Aktio nen werden be-
sprochen, In formationen gegeben und Erfah rungen 
ausgetauscht. Sie sind sehr herzlich eingeladen, sich 
über die Arbeit des Berliner Mietervereins zu infor-
mieren und mitzudiskutieren. 

Die Termine der bezirklichen  Mitglieder versamm -
lun  gen mit Veranstaltungsort und Tagesordnung 
 finden Sie auf Seite 19 dieser Ausgabe des Mieter-
Magazins. 
Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mie-
ter vereins bietet eine Sprechstunde für Mitglie-
der an. Gerne stellt sich der  Vorstand den Fra-
gen und An regungen der Mitglieder. 

Nächste Termine: Montag, 26. Februar 2018 
und Montag, 26. März 2018.

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 030-226 26-120 erforderlich.

Dr. Rainer Tietzsch (Vorsitzender), 
Dr. Jutta Hartmann (Schatzmeisterin), 
Gundel Riebe (Schriftführerin)
Einsender dieses Fotos ist Hartwig Schulte-Loh

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach denken, ein Motiv mit Witz oder 
ein Foto aus ungewöhnlicher Per spektive: Schicken 
Sie dem MieterMagazin Ihre Momentaufnahme rund 
um das Thema Wohnen – die Redaktion honoriert den 
 Abdruck mit 40 Euro.
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Seit 2012 wird der Wohnungstausch 
innerhalb der städtischen Wohnungs -
baugesellschaften gefördert. Der 
Erfolg ist allerdings dürftig.

Während viele Familien händerin-
gend nach großen Wohnungen su-
chen, leben vor allem Senioren oft 
in Wohnungen, die für sie eigent lich 
zu groß sind. Da liegt ein Wohnungs-
tausch nahe. Mit dem Mietenbünd-
nis von 2012 unterstützen die sechs 
landeseigenen Wohnungsbaugesell-
schaften diesen Tausch innerhalb 
ihrer Bestände. Die Kooperations-
vereinbarung, die 2017 das Mieten-
bündnis abgelöst hat, verfolgt dieses 
Ziel weiterhin. Zieht ein Mieter im 
Rahmen des Wohnungstausches in 
eine mindestens zehn Prozent kleine -
re Wohnung, sichert ihm der städ-
tische Vermieter zu, dass die Brut-
towarmmiete unter der der  alten 
Wohnung liegt. Mieter, die in  eine 
kleinere Wohnung ziehen,  können 
zudem eine Umzugsprämie erhalten. 
Sie beträgt bei einer Person 1500 
Euro, bei zwei Personen 2000 Euro 
und bei größeren Haushalten 2500 
Euro.
Trotz der Anstrengungen ist die Bi-
lanz des Wohnungstausches  ma ger. 
In den Jahren 2014 bis 2016 schwank-
te die Zahl der Tauschfälle um 200 
pro Jahr – bei insgesamt 300 000 
städtischen Wohnungen. Mit diesen 
Zahlen beantwortete die Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen eine Anfrage des CDU-Ab-
geordneten Danny Freymark.
Staatssekretär Sebastian Scheel 
schätzt das Wohnungstauschpoten-
zial als „nicht sehr hoch“ ein: „Da-
bei spielt neben der geringen Anzahl 
an verfügbaren Wohnungen auch 
das Interesse von älteren Miete-
rinnen und Mietern eine Rolle, ih-
re Netzwerke und die angestamm-
te Wohngegend nicht aufgeben zu 
wollen.“
Von einem gesetzlich festgelegten 
Recht auf Wohnungstausch hält die 
Senatsverwaltung nichts. „Der Woh-
nungstausch ist keine Frage, die ge-
setzlich geregelt werden kann“, er-

WohnungStauSch BEi DEn Stä

Dürftige Bilanz
6

klärt Sebastian Scheel mit einem 
Verweis auf teils sehr unterschied-
liche Mietvertragsgestaltungen. 
Doch hier irrt der Staatssekretär. In 
West-Berlin galt bis 1975 das Mie-
terschutzgesetz, nach dem die da-
mals noch existierenden Mieteini-
gungsämter durchsetzen konnten, 
dass die Wohnungstauschenden zu 
den gleichen Bedingungen in den 
Mietvertrag des jeweils anderen ein-
treten könnten: „Will der Mieter ei-
ner Wohnung die Mieträume einem 
Dritten im Wege des Tausches über-
lassen, so kann das Mieteinigungs-
amt auf Antrag des Mieters die zum 
Eintritt des Dritten in den Mietver-
trag erforderliche Einwilligung des Ver -
mieters ersetzen“, hieß es im Gesetz.
Jens Sethmann 

L Wohnungs­
angebote der sechs 
städtischen Woh­
nungsunternehmen 
finden sich auf 
inberlinwohnen.de
Buchtipp
Über Bauherren und  Bauspekulanten
Die Qualität der stadträumlichen Entwicklung und der  Gebäude 
wird fast ausschließlich an der Arbeit der Architekten und Bau-
meister gemessen. Bauherren und Bauunternehmen gelten allge-
mein als potenzielle Widersacher von Architekten und als Gegner 
mieterfreundlicher Projekte. Ihr Handeln sei allein von der Maxi-
mierung der Rendite bestimmt, so heißt es. Ein Vorurteil? Welchen 
Einfluss hatten und haben sie tatsächlich auf Stadtgestaltung und 
urbane Qualitäten? Schließlich gibt es kein Bauen ohne Bauherren – 
seien es private oder öffentliche. Die Autoren würdigen den „ent-
schlossenen Unternehmergeist sowie die oftmals durchaus schöp-
ferische Tatkraft von Bauherren, durch die herausragende archi-
tektonische Entwurfsideen überhaupt erst zur baulichen Realisie-
rung gelangten“. Als positive Beispiele dienen Wilhelm Conrad, 
Gründer der Villenkolonie Alsen in Wannsee, Johann Anton Wil-
helm von Carstenn-Lichterfelde, der mit Projekten wie der Villen-
kolonie Lichterfelde einen Gegenpol zur inneren Mietskasernen-
stadt schuf, und Heinrich Mendelssohn, Erbauer des „Neuen Ber-
lin“. Carl August Heinrich Sommer hingegen mutierte vom Bau-
handwerker zum Immobilienspekulanten, und auch Julius Wilhelm 
Walther und Georg Haberland waren nicht nur Bauherren, son-
dern auch Bauspekulanten. Hier wird Berliner Stadt- und Bauge-
schichte aus einer neuen Perspektive spannend erzählt und bau-
geschichtlich interessant bebildert.                                           rb

Schäche, Wolf gang; 
Schmitz, Daniel Ralf; 
Pessier, David: Berlin 
und seine Bauherren 
– Als die Hauptstadt 
Weltstadt wurde. 
Berlin 2017, 48 Euro
MieterMagazin 1+2/2018

https://inberlinwohnen.de


Der standardisierte 
Wohnungsbau 
rückt wieder in 
die Diskussion
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Mit Entwürfen für typenbauten ge-
ben die landeseigenen Wohnungs-
baugesellschaften der Diskussion 
um standardisiertes Bauen  neuen 
Schwung. Sie präsentieren Projek-
te, die sowohl in eine Lücke, auf ei-
ne freie Fläche, als auch auf Dä-
cher passen. Die Vorteile: Kürzere 
Bau- und Planungszeiten, reduzier-
te Kosten und bezahlbarer Wohn-
raum. 

Die sechs landeseigenen Wohnungs-
unternehmen haben mit einer Bro-
schüre ihre Entwürfe für neue Ty-
penbauten in Berlin präsentiert und 
damit die Diskussion angesto-
ßen, wie sich die Hauptstadt bau-
lich weiter entwickeln soll. Im Rü-
cken haben sie dabei anspruchsvol-
le Zahlen: Immerhin lautet ihre Auf-
gabe, bis 2026 rund 60 000 Woh-
nungen in der Hauptstadt zu errich-
ten. Um das zu schaffen, wollen sie 
wieder typisiert und standardisiert 
 bauen, also mehrfach mit den glei-

WohnungSBau 

neue typen
MieterMagazin 1+2/2018
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chen Ent würfen und Elementen ar-
beiten. Die Vorteile liegen auf der 
Hand: verkürzte Bau- und Planungs-
zeiten, reduzierte Herstellungskos-
ten, bezahlbarer Wohnraum. „Wer 
günstig vermieten soll“, erklärte 
auch Bau-Staatssekretär Sebastian 
Scheel dazu, „muss vorher kosten-
sparend gebaut haben.“ 
Die Überlegungen zu einer standar-
disierten Bauweise gehen derzeit in 
zwei unterschiedliche Richtungen. 
Einerseits werden Typen vorgeschla-
gen, die – unabhängig von der Kon-
assungsgem
struktion – auf modularen Grund-
rissen basieren. Andererseits stehen 
Häuser mit hohem Vorfertigungs-
grad und auch Hybridlösungen zur 
Diskussion. 
Die Degewo, größte  landeseigene 
Wohnungsbaugesellschaft, hat be-
reits vor zwei Jahren ein eigenes 
Planungsbüro gegründet und eigene 
Standards für den Bau neuer Miet-
wohnungen entwickelt. Diese setzt 
das Unternehmen derzeit in 45 Neu-
bauprojekten um. 
Rosemarie Mieder
äß

Die Jobcenter müssen bei hartz-iV-
Beziehern nicht unbedingt die tat-
sächlichen Wohnkosten überneh-
men, sondern können die Kosten-
übernahme auf ein „angemessenes“ 
Maß beschränken. Das Bundesver-
fassungsgericht bestätigte damit 
die gängige Praxis.

WohnKoStEnÜBErnahME

Begrenzung ist verfL Beschluss des 
Bundesverfas­
sungsgerichts vom 
10. Oktober 2017 
– 1 BvR 617/14

Karlsruher richter 
erklären „an-

gemessenheit“ 
für rechtens
Eine Freiburger Mieterin, die Sozial-
leistungen bezieht, wollte  erreichen, 
dass das Jobcenter für ihre 77 Qua-
dratmeter große Wohnung die volle 
Miete übernimmt. Statt der tatsäch-
lichen Kaltmiete von 524 Euro be-
willigte das Jobcenter aber nur 364 
Euro. Das Sozialgericht Freiburg 
und das Landessozialgericht Baden-
Württem berg wiesen ihre Klage ab. 
Weil die Mieterin ihr Grundrecht auf 
ein men schenwürdiges Existenzmi-
nimum verletzt sah und der Begriff 
der An gemessenheit zu unbestimmt 
sei, legte sie Verfassungsbeschwer-
de ein.
Das Bundesverfassungsgericht hat 
entschieden, dass die Begrenzung 
auf angemessene Kosten mit dem 
Grundgesetz zu vereinbaren ist. Es 
gebe keinen Anspruch auf unbegrenz-
te Übernahme der Kosten der Unter-
kunft und Heizung. Was angemessen 
ist, muss im Einzelfall am konkreten 
Bedarf des Leistungsberechtigten er-
mittelt werden. Als Maßstab gelten 
dabei die marktüblichen Wohnungs-
mieten vergleichbarer Wohnungen 
im unteren Preissegment am Wohn-
ort des Leistungsbeziehers.
In Berlin ist am 1. Januar 2018 die 
neue AV Wohnen mit  angepassten 
Richtwerten für die Wohnkosten-
übernahme in Kraft getreten. Um 
Zwangsumzüge zu vermeiden, wer-
den erstmals auch Grenzwert-Über-
schreitungen von zehn Prozent ak-
 zeptiert. Bei der Errechnung der 
neuen Richtwerte hat der Senat nun 
auch die mittlere Wohnlage des Miet -
spiegels sowie Wohnungen mit we-
niger als 40 Quadratmetern heran-
gezogen.
Jens Sethmann
7
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Eine Modernisierung könnte vie le 
bedürftige Mieter des  Kos mosvier-
tels aus ihren Wohnungen  drängen. 
Doch wo sollen sie hin? Angemes-
senen Wohnraum, dessen Kosten 
auch vom Amt übernommen wer-
den, gibt es in Berlin so gut wie 
nicht mehr. Die Betroffenen versu-
chen auszuweichen, so gut es geht. 
Nicht wenige leben in völlig über-
belegten Wohnungen. 

Vor 15 Jahren sind Sieglinde und Da­
niel K. an den südöstlichen Berliner 
Rand gezogen, ins Kosmosviertel na­
he dem Flughafen Schönefeld – „we­
gen der niedrigen Mieten“, er klärt 
die Seniorin, die heute mit ih rem 
Mann von Grundsicherung lebt. Da­
mals hatten sie die amtliche Auffor­
derung bekommen, sich nach einer 
kleineren und billigeren Bleibe um­
zusehen. Sieglinde K. hat dafür Ver­
ständnis: „Die Kinder waren ja raus, 
und wir brauchten keine vier Zim­
mer mehr.“ Die neue Zweizimmer­
wohnung kostete anfangs 295 Eu­
ro nettokalt. 
Dass ihre Vermieterin dafür kaum et­
was instand setzte und die zwischen 
1987 und 1990 errichteten Platten­
bauten regelrecht verkommen ließ, 
nahm das Ehepaar hin. Aber seit ein 
paar Wochen haben sie eine Moder­
nisierungsankündigung auf dem Tisch. 
Geht es nach dem Wohnungsunter­
nehmen „Schönefeld­Wohnen GmbH 
& Co. KG“, wird sich ihre Nettokalt­
miete, die mit den Jahren bereits auf 
543 Euro gestiegen ist, noch einmal 
um 124 Euro verteuern. Dann wer­
den sie deutlich über der Grenze lie­
gen, die als angemessen gilt und bis 
zu der Kosten für Unterkunft und Hei ­
zung (KdU) übernommen werden. 
„Aber wo sollen wir dann noch hin?“, 
fragen sich die beiden  verzweifelt. 
Sie stehen ja schon mit dem Rücken 
an der Wand. Denn Ausweichmög­
lichkeiten für Menschen wie Sieglin­
de und Daniel K. hat die Stadt kaum 
noch zu bieten, weiß der Sozialwis­
senschaftler Sigmar Gude vom Stadt­
planungsbüro Topos: „Die Quar tiere 
am sprichwörtlichen Berliner Rand 

VErDräNguNg

„Wo sollen wir denn
8

sind voll.“ Etwa 12 000 Haushalte 
von Bedarfsgemeinschaften werden 
jährlich aufgefordert, ihre Wohnkos­
ten zu senken. Mit einem Umzug in 
eine billigere Wohnung konnten zu­
letzt lediglich circa 500 Haushalte 
dem nachkommen. 
Stattdessen beobachtet Gu de  eine 
zunehmende  „Verdrängung nach in­
nen“: vereinzelt an  laute, schmut zi­
ge Straßen, in dunkle Erd geschoss­
wohnungen – vor allem aber in die 
Überbelegung von Wohnraum.  
Etwa 15 000 ALG II­Haushalte gel­
ten nach Untersuchungen von Topos 
als gravierend überbelegt. Zualler­
erst trifft das Familien: Etwa 30 000 
Kinder unter 18 Jahren – das sind 
sieben Prozent aller Berliner  Kinder 
– wachsen in extremer Enge auf. 
Gude: „Wenn eine vierköpfige Fami­
lie in zwei Zimmern wohnt, gibt es 
für die Kinder nicht mal einen Platz, 
wo sie in Ruhe ihre Hausaufgaben 
machen können.“ 
Seine Forderungen: Ausreichend und 
preiswert bauen, vor allem aber den 
noch vorhandenen  preiswerten Wohn­
raum erhalten. Außerdem müssten 
verbindliche Regelungen gefunden 
werden, um auch für jene die höhe­
ren Wohnkosten voll zu überneh­
men, die keine Wohnung innerhalb 
der Angemessenheitsgrenzen mehr 
finden. Ein Umzug ins preiswertere, 
noch weiter entfernte Umland ist für 
viele jedenfalls keine Lösung: „Hier 
habe ich doch mein ganzes  soziales 
Umfeld – hier wohnen meine  Kinder 
und mein Enkelkind“, sagt  Sieglin  ­
de K. „Wenn wir hier weg müssten, 
das würde uns seelisch kaputt ma­
chen ...“
Rosemarie Mieder

Mieterversamm-
lung im Kosmos-
viertel – für den 

Mieterverein war 
rechts anwalt Wer-

le vor Ort, um die 
Bewohner über ihre 
rechte aufzuklären  
Buchtipp
Eine radbahn für Berlin
In der West Side von Manhattan wurde eine stillgelegte Hochbahn­
trasse zum „High Line Park“ umfunktioniert. New York ist seitdem 
um eine Attraktion reicher. In Berlin fahren auf den Viadukten die 
S­ und U­Bahnen. Aber darunter gibt es noch ungenutzte Räume. 
Ein buntes Team von engagierten jungen Leuten hatte die Idee, 
den vergessenen Raum unter der U1­Hochbahn zwischen Bahn­
hof Nollendorfplatz und Oberbaumbrücke in eine  überdachte, 
pulsierende urbane Hauptschlagader für Fahrradfahrer, in  eine 

„Radbahn“, umzugestalten. Mit diesem Buch soll aus ihrer  Vision 
ein Berliner Projekt werden. Der Radweg passt durchaus in das 
Konzept der vom Senat geplanten Radschnellverbindungen, auch 
wenn er nicht in allen Punkten den Normen der Verkehrsplaner 
entspricht. „Verwegene Ideen haben Unterstützung verdient“, 
schreibt Verkehrsstaatssekretär Jens­Holger Kirchner im Vorwort. 
Wer sich mit diesem reich bebilderten Buch vorab auf die neun Ki­
lometer lange Reise durch die abwechslungsreiche und geschichts­
trächtige Berliner Stadtlandschaft begibt, wird von der Radbahn­
Idee begeistert sein.                                                                   rb

paper planes e.V. (Hg.): 
Radbahn Berlin – Zu-
kunftsvisionen für die 
ökomobile Stadt. Berlin 
2018. 29,80 Euro
MieterMagazin 1+2/2018
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Die Eigentümerin 
will die letzte ge-
legenheit für eine 
drastische Miet-
erhöhung nutzen
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Für Miethäuser am  Maybachufer 
und in der Manitiusstraße ist die 
Sozialbindung ausgelaufen. Die 
Vermieterin hat das zum Anlass für 
eine gewaltige Mieterhöhung ge-
nommen, um die sie mit der Inves-
titionsbank Berlin (IBB) vor gericht 
streitet. Doch damit schwebt das 
Damoklesschwert über den Mietern, 
die Miete nicht mehr aufbringen zu 
können.

Bis zu 330 Euro mehr Miete – für 
viele Bewohner der Sozialwohnun­
gen am Maybachufer 40­42 und der 
Manitiusstraße 17­19 in Neukölln 
geht es buchstäblich um das Dach 
über dem Kopf. Deshalb haben sie 
auch keine Zeit zu  verlieren: Im Au­
gust und September vorigen Jahres 
kamen die Schreiben ihrer Vermiete­
rin, der  Maybachufer GmbH & Co. 
KG. Diese kündigte einen Anstieg 
der ohnehin schon hohen  Mieten 
ab dem 1. Dezember 2017 an: Von 
7,43 auf 9,82 Euro – kalt wohlge­
merkt. Die Begründung: Es  sollten 
Zinskosten auf bereits  abgezahlte 
Kredite auf die Mieter  umgelegt 
werden. Nach der derzeitigen Rechts­
lage ist dies bei Sozialwohnungen im 
Grundsatz auch möglich. Und weil 
die Sozialbindung der Häuser mit 
Beginn dieses Jahres endete, hat die 
Eigentümerin die letzte Gelegenheit 
für die drastische Anhebung genutzt. 
Sie trifft 99 Mietparteien, unter ih­
nen Alleinerziehende, Senioren, 
Stu  denten und auch Hartz­IV­Emp­
fänger. Schließlich handelt es sich 
bei den sechs im Jahr 1980 fertig­
gestellten Häusern um staatlich ge­
förderten Wohnungsbau. Aus dem 
wollen sich die Mieter nicht so ein­
fach vertreiben lassen, haben sich 
zur Mieterinitiative „Mani & May“ 
zusammengeschlossen und den Se­
nat um Hilfe gebeten: „Weder nach 
dem Mietspiegel noch nach den bis­
herigen Vereinbarungen zwischen 
dem Vermieter und der Investitions­
bank Berlin (IBB) ist die Mietforde­
rung rechtmäßig“, heißt es in einem 
Brief an Stadtentwicklungssenatorin 
Katrin Lompscher (Linke). 

MAyBAchuFEr/MANItIuSStrAS

Echte Mieterhöhung
MieterMagazin 1+2/2018
Auch die  Mietpreisprüfungsstelle 
für den Sozialen Wohnungsbau bei 
der IBB hält die Erhöhung im Fall 
Maybachufer und Manitiusstraße 
nicht für rechtens. Das Kreditinstitut 
liegt bereits wegen früherer Mieter­
höhungen mit der Eigentümerin im 
Rechtsstreit und ist auch jetzt wieder 
vor Gericht gezogen. 
Die klare Haltung des Senats, der 
IBB, vor allem auch der lautstarke 
Mieterprotest haben nun die Eigen­
tümerin zu einem Zugeständnis 
 be wegt: Sie kündigte an, WBS­Be­
rechtigten die Mieterhöhung bis 
zum Ende des Verwaltungsgerichts­
verfahrens, längstens aber bis Ende 
2018, zu stunden. Sollte die IBB vor 
Gericht unterliegen und die Bewoh­
ner die erhöhte Miete nachzahlen 
müssen, will die Senatsverwaltung 
einspringen.
Das ist jedoch keine Lösung für  alle. 
Jene, die keinen Anspruch auf  einen 
WBS haben, müssen die  hohe Miete 
ja erst einmal zahlen. Deshalb dräng­
te die  Mieterinitiative „Mani & May“ 
auf eine Rechtsver ord nung, die es Ei­
gentümern im So zialen Wohnungs­
bau generell verboten hätte,  „fiktive 
Kosten“, also die Zin sen für schon 
getilgte Kredite, auf die Mieten um­
zulegen. Doch von dieser Rechtsver­
ordnung hätten die Mieter nur dann 
profitieren können, wenn sie bis zum 
31. Dezember 2017 in Kraft gesetzt 
worden wäre.       Rosemarie Mieder
Buchtipp
Altbau ohne Emissionen –  
weiter Zukunftsmusik?
Der aus den zunehmenden CO2­Emissionen resultierende globa­
le Klimawandel erfordert neue Planungs­ und Finanzierungsansätze 
für die Sanierung des Gebäudebestands. Stefan Oehler, ausgewie­
sener Experte für Nachhaltigkeit, entwickelt im ersten Teil seines 
Buches einen sehr präzisen Planungsleitfaden für eine CO2­neu­
trale Sanierung von Bestandsgebäuden und erläutert im zweiten 
Teil die Praxis am Beispiel von vier Gebäuden. Der integrale Pla­
nungsansatz von Architekten, Tragwerks­ und Energieplanern für 
eine energetisch hochwertige Sanierung erfordert auch die Einbe­
ziehung der Mieter und Vermieter. Nur so kann das „bisher größ­
te Konjunkturprogramm der Bundesrepublik“ das Land „in die Zu­
kunft locken“, ist sich der Autor sicher. Als Messgröße aller Moder­
nisierungsmaßnahmen schlägt er die CO2­Emission pro Bewoh­
ner beziehungsweise Arbeitsplatz vor. Je mehr Menschen in einem 
Gebäude wohnen oder arbeiten, desto geringer ist die Pro­Kopf­
CO2­Emission. Oehler geht davon aus, dass um das Jahr 2026 
auch Sanierungen dem von der EU geforderten Standard des „Nearly 
Zero Energy Building“ entsprechen, also fast CO2­neutral sein soll­
ten. Er weiß aber: „Außer diesem Wunschbild gibt es bis heute kei­
nerlei politische Maßnahmen in diese Richtung.“                     rb

Oehler, Stefan: 
Emissionsfreie Ge-
bäude – Das Konzept 
der „Ganzheitlichen 
Sanierung“ für 
die Gebäude der 
Zukunft. Wiesbaden 
2018. 29,99 Euro
9
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Wohnungslosigkeit

erste schritte aus d
obdachlosigkeit und Wohnungslo­
sigkeit war für den Berliner  senat 
lange Jahre kein thema. Das soll 
jetzt anders werden. Auf der 1. Ber­
liner strategiekonferenz zur Woh­
nungslosenhilfe, an der für den Ber­
liner Mieterverein  Wibke  Werner 
und Franziska schulte  teilnahmen, 
wurde unter anderem das Posi tions­
papier „leitlinien der Wohnungs­
losenhilfe/­politik“ der senatsver­
waltung für integration, Arbeit und 
soziales diskutiert.

4000 bis 6000 Obdachlose leben in 
Berlin. Dazu kommen nach Schät­
zungen der Senatsverwaltung für In­
tegration, Arbeit und Soziales rund 
50 000 Wohnungslose, die in Not­
übernachtungen, bei Bekannten, in 
Frauenhäusern und Gemeinschafts­
unterkünften für Geflüchtete leben. 
Genaue Zahlen gibt es nicht. Nur 
eins steht fest: Die Zahlen steigen 
ständig. Längst ist das Problem auch 
in der Mittelschicht angekommen. 
10

Auf dem Weg: 
öffentlich­privates 
 energieprojekt 
für die Mieren­
dorff­insel
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Um verlässliche Zahlen zu erhalten, 
will Berlin ab 2019 zweimal jährlich 
zu einem Stichtag die Zahl der Woh­
nungs­ und Obdachlosen ermitteln.
Weitere – wesentlich wichtigere – 
Ergebnisse der Konferenz sind eine 
bessere Zusammenarbeit der Bezir­
ke und die Stärkung der bezirklichen 
Fachstellen für Wohnungsnotfälle. 
Auch Amtsgerichte und Bezirke sol­
len bei drohenden Räumungsklagen 
besser kooperieren, um insbesonde­
re Zwangsräumungen von Familien 
zu verhindern. Der Senat hat bereits 
die Mittel für die Wohnungslosenhil­
fe verdoppelt. Jeder Obdachlose soll 
eine feste Unterkunft bekommen – 
wenn er das will. 
Reiner Wild, Geschäftsführer des 
Berliner Mietervereins, macht den 
viel zu geringen Neubau von Sozial­
wohnungen, den Anstieg der Mie­
ten und den mangelnden Kündi­
gungsschutz für die massiv anstei­
gende Wohnungslosigkeit mitver­
antwortlich. Auch die Wohlfahrts­
htung klim
verbände sind skeptisch, ob die an­
gekündigten Maßnahmen ausrei­
chen. Auf der für den Herbst ge­
planten zweiten Konferenz wird ei­
ne erste Bilanz gezogen. Vielleicht 
ist Berlin dann wirklich eine „Haupt­
stadt der Herzen“, wie Ulrike Kost­
ka, Direktorin des Caritasverbands 
Berlin, hofft. Das Recht auf Wohnen 
darf nicht länger nur auf dem Papier 
stehen.
Rainer Bratfisch

Wie viele obdach­
lose, wie viele 

Wohnungslose 
gibt es eigentlich 

in Berlin?
aneutralität

MierenDorFF­insel

hand in hand in ric
Vor drei Jahren hat es die Mieren­
dorff­insel in Charlottenburg­Wil­
mersdorf in den bundesweiten 

„Zukunftsstadt“­Wettbewerb des 
Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung geschafft, jetzt läuft 
die zweite Phase: Bis 2030 will der 
kiez ein „Modellgebiet für nach­
haltigkeit in Deutschland“ werden. 
 

Das hat es in Berlin noch nicht ge­
geben: Ein Bezirk und ein Energie­
dienstleister schließen einen Koope­
rationsvertrag, um ein nachhaltiges 
Energiekonzept für ein bestehendes 
Quartier zu entwickeln. Schließlich 
sollen die Treibhausgasemissionen 
auch in Berlin bis 2030 gegenüber 
1990 um 55 Prozent verringert wer­
den, bis zum Jahr 2050 soll die Stadt 
klimaneutral sein. Das erfordert Ideen,
konkrete Maßnahmen und vor  allem 

„Best Practice“­Beispiele in den Kie­
zen.
Die Mierendorff­Insel mit ihren rund 
15 000 Einwohnern und einer funk­
tionierenden Mischung aus Woh­
nen, Gewerbe, Dienstleistung und 
öffentlichen Institutionen, umgeben 
von der Spree, dem  Westhafenkanal 
und dem Charlottenburger Verbin­
dungskanal, bietet ideale Vorausset­
zungen für ein solches Pilotprojekt. 
Die „Gasag Solution Plus“ positio­
niert sich als Energiemanager und 
verfügt bereits über Erfahrungen 
in Neubaugebieten wie dem Maxi­
mi lians­Quartier oder dem Euref­
Campus. In einer ersten Phase, für 
die Oliver Schruoffeneger, Bezirks­
stadtrat für Stadtentwicklung, Bauen 
und Umwelt in Charlottenburg­Wil­
mersdorf, drei bis vier Jahre ver an­
schlagt, erfolgt eine Analyse des ak­
tuellen Energieverbrauchs im Kiez. In 
der zweiten Phase werden Umset­
zungskonzepte erstellt, in die auch 
die Mieter einbezogen werden. 
Die Vertragspartner wollen alle Maß­
nahmen, die von intelligenten Ener­
gieverbrauchsmessungen über Kraft­
Wärme­Kopplung, Fotovoltaik und 
Solarthermie bis zu Car­Sharing­Mo­
dellen reichen, sozialverträglich und 
bezahlbar gestalten. 
Rainer Bratfisch
MieterMagazin 1+2/2018
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stadtentwicklungssenatorin  katrin 
lompscher (Die linke) schlägt brei­
te kritik entgegen: sie kümmere 
sich zu wenig um den neubau von 
Wohnungen. ein Blick auf die Zah­
len lässt diesen schluss allerdings 
nicht zu – insbesondere wenn man 
den Wohnungsbau mit der Zeit des 
rot­schwarzen Vorgängersenats 
vergleicht.

Zu wenig Durchsetzungskraft für 
Neubauvorhaben und zu viel Ver­
ständnis für Anwohnerbedenken 
– so lauten die Vorwürfe an Sena­
torin Lompscher. In diese Richtung 
zielte auch eine Anfrage der baupo­
litischen Sprecherin der SPD im  Ab ­
 geordnetenhaus Iris Spranger zu 
den Neubauzahlen der sechs lan­
deseigenen Wohnungsbaugesell­
schaften.
7337 Wohnungen sind seit dem 
Amtsantritt von Rot­Rot­Grün ab 
Anfang 2017 von den städtischen 
Wohnungsunternehmen gebaut 

stäDtisCher WohnungsneuB

Durch Zahlen ist di
2/2018
worden oder werden bis Ende 2018 
fertiggestellt. Darunter sind 1803 
Wohnungen, die zu Nettokaltmieten 
bis 7,50 Euro pro Quadratmeter an­
geboten werden. Von 2014 bis 2016, 
also in den letzten drei Jahren des 
vorigen SPD­CDU­Senats, entstan­
den insgesamt nur 2799 Wohnun­
gen, davon lediglich 574 mit Mieten 
bis 7,50 Euro. 
In den Jahren 2019 bis 2021 planen 
die landeseigenen Unternehmen, wei ­
tere 19 699 Wohnungen fertigzu­
stellen. Seit dem 1. Juli 2017 unter­
liegt mindestens die Hälfte der zu 
bauenden Wohnungen den Miet­
preis­ und Belegungsbindungen der 
Wohnungsbauförderung.
In den Jahren 2014 bis 2016 wurden 
auch 30 Bauprojekte mit zusammen 
4998 Wohnungen von den landesei­
genen Gesellschaften angekauft. Im 
Jahr 2017 waren es neun Projekte 
mit 1559 Wohnungen. 
Rückläufig ist der Zahl der Bestands­
wohnungen, die die Städtischen zu­
gekauft haben. Waren es in den Jah­
ren 2014 bis 2016 jährlich zwischen 
2312 und 6355 Wohnungen, so fiel 
deren Zahl 2017 auf 1204.
Keine Frage: Noch hinkt der Zu­
wachs dem Bedarf und den selbst­
gesteckten Zielen hinterher. Doch 
man kann nicht von heute auf mor­
gen ein paar tausend Wohnungen 
bauen – der Wohnungsbau braucht 
einen langen Planungsvorlauf. Erste 
Weichen sind dabei schon von Rot­
Schwarz gestellt worden – das An­
wachsen der Neubautätigkeit kann 
sich deshalb auch Rot­Rot­Grün nicht 
allein auf die Fahnen schreiben. 
Jens Sethmann
Buchtipp
Mietrechtsprechung up to date
Seit der letzten Auflage des Mieterlexikons hat sich das deutsche 
Mietrecht durch neue Gesetze, rund 100 neue Grundsatzent­
scheidungen des Bundesgerichtshofs und zahlreiche Urteile der 
Amts­ und Landgerichte entscheidend verändert. Nicht nur die 
Mieter, sondern auch die Vermieter müssen sich in vielen Punk­
ten neu orientieren. Die neue Auflage des Mieterlexikons bringt 
sie ohne großen Aufwand auf den neuesten Stand. Ob Miet­
rechtsnovellierungsgesetz oder Mietrechtsänderungsgesetz, ob 
Energieeinsparverordnung oder Zweckentfremdungssatzung – 
immer wird die neueste Rechtsprechung zitiert. Weit über 2000 
Hinweise auf Gerichtsentscheidungen machen dieses Buch zu ei­
nem wertvollen Ratgeber – auch für Anwälte, Richter und Behör­
den. Die Darstellung der einzelnen Themen ist fachlich kompe­
tent, aber immer so verständlich, dass auch juristische Laien pro­
blemlos damit arbeiten können. Der alphabetische Aufbau von A 
wie Abdingbarkeit und Abflussverstopfung bis zu Z wie Zweck­
entfremdung und Zweitwohnungsteuer erspart langes Suchen. 
Querverweise und ein umfangreiches Stichwortverzeichnis er­
schließen weitere Aspekte eines Problems. Auch wer wissen will, 
was hinter mietrechtlichen Fachbegriffen wie Gradtagszahlenta­
belle, Rohrwärmeabgabe, Kaltverdunstungsvorgabe und Umlage­
ausfallwagnis steckt, wird aktuell informiert.
rb

Deutscher Mieterbund 
(Hg.): Das Mieterlexikon 
– Ausgabe 2018/2019. 
Berlin 2017. 13 Euro
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Panorama

Der Energieausweis
feiert 10-Jähriges –

seine geburtsfeh
ler sind geblieben
EnErgiEauswEis

Papiertiger beißen
noch immer entfallen rund 40 Pro-
zent des Endenergieverbrauchs und 
rund ein Drittel der CO2-Emissio-
nen auf den gebäudebereich. um 
hier bis 2050 Klimaneutralität zu 
erreichen, müssen nicht nur der 
niedrigstenergiestandard für neu-
bauten definiert und Bestandsge-
bäude modernisiert, sondern auch 
effektive instrumentarien entwi-
ckelt werden. 
st hierzulan

 
 

-

Der 2007 eingeführte Energieaus­
weis für Gebäude, mit dem Vermie­
ter und Immobilienmakler mittlerwei­
le potenzielle Mieter oder Käufer 
un  gefragt über den energetischen 
Zu stand eines Gebäudes informieren 
müs sen, ist in die Jahre gekommen. 
Allerdings: Funktioniert hat er auch 
in jungen Jahren nie. Kein Bundes­
land hat je kontrolliert, ob die Daten 
im Energieausweis korrekt sind und 
ob er immer vorgelegt wird. Und wo 
nicht kontrolliert wird, schrecken 
auch Bußgelder von bis zu 15 000 
Euro nicht. 
Nach wie vor können Mieter und 
Käufer mit dem Energieausweis auch 
nicht viel anfangen. Ihr Urteil: zu 
kompliziert, keine Vergleichsmög­
lichkeit, nicht mehr aktuell. Schon 
die Einteilung in Verbrauchs­ und 
Bedarfsausweise überfordert  viele. 
Baujahr und Größe eines Hauses 
entscheiden darüber, welche Varian ­
 te zur Anwendung kommt. Die Woh­
nungsknappheit lässt Mietern kaum 
Chancen, beim energetischen Zu­
stand allzu wählerisch zu sein.Fo

to
: C

hr
is

ti
an

 M
uh

rb
ec

k

de keine notlösung
Die ersten ausgestellten Energieaus­
weise haben 2017 ihre Gültigkeit 
verloren. Eine Verlängerung ist nicht 
möglich. Neu ausgestellte Energie­
ausweise haben zwar eine Regis­
triernummer, die stichprobenartige 
Kontrollen ermöglichen soll. Aber 
wer wie oft kontrolliert, ist noch 
immer nicht klar. Die Angabe der Ef­
fizienzklassen ist neu, aber wenig 
aussagekräftig. Nach wie vor ent­
spricht der im Energieausweis ausge­
wiesene Energieverbrauch nicht dem 
tatsächlichen Wert.
Ulrich Ropertz, Pressesprecher des 
Deutschen Mieterbundes: „Auch 
nach zehn Jahren sind die Geburts­
fehler des Energieausweises nicht 
ausgeräumt.“ Die notwendige Trans­
parenz bringe er deshalb nicht in die 
Wohnungsmärkte. Hinzu komme, 
dass Billig­Energieausweise auch on­
line erhältlich seien – und an deren 
Qualität darf man durchaus zwei­
feln. So verkommt eine eigentlich gu­
te Idee zu einem Papiertiger. Und 
Papiertiger beißen nicht.
Rainer Bratfisch
ing-DiBa-umfragE in EurOPa

Die mietwohnung i
Das finanzinstitut ing-DiBa be-
fragte rund 13 000 menschen in 
13 Ländern Europas, wie  glücklich 
oder unglücklich sie mit ihrer 
wohnungssitua tion sind. 

Haben sich die Deutschen mit ihrem 
Status als „Volk von Mietern“ arran­
giert? Sind sie rundum zufrieden? 
Haben sie sich in ihr Schicksal erge­
ben? Oder sind sie gerne Mieter? 
56 Prozent der von der Bank befrag­
ten deutschen Mieter äußern die 
Ansicht: „Ich werde es mir wahr­
scheinlich nie leisten können, ein 
Haus zu kaufen.“ In den eigenen 
vier Wänden leben laut Bundessta­
tistik 44 Prozent der Deutschen. Der 
europäische Durchschnitt beträgt 58 
Prozent. Allerdings gilt in Deutsch­
land – anders als in anderen Teilen 
Europas – das Wohnen zur Miete 
nicht als Notlösung. Und sogar zehn 
Prozent der deutschen Wohneigen­
tümer würden laut ING­DiBa­Um­
fra ge lieber zur Miete wohnen. Um ­
gekehrt würden 51 Prozent der be­
fragten deutschen Mieter gern im Ei­
gentum leben. Europaweit sagen 
das 60 Prozent.      Rainer Bratfisch
30
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„Einen Hauskauf werde ich mir nie leisten können”

 Stimme zu   Stimme voll und ganz zu (Angaben in Prozent)  Quelle: ING International Survey

Ø in 
Europa

Großbri­
tannien

Deutsch­
land

Frank­
reichItalienÖster­

reichPolenNieder­
lande

Tsche­
chienSpanienRumä­

nien
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h lauter werden

Die geplante fas-
sade käme teuer 

für die mieter: 
wohnhaus an der 

Karl-Kunger-straße
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„Die zahl der mi-
lieuschutzgebiete 

muss steigen“: 
stadtentwick-

lungssenatorin 
Katrin Lompscher
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Das milieu muss noc
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anwohner des Kungerkiezes in Trep-
tow wehren sich: gegen Leerstand, 
preistreibende sanierungen, miet-
wucher und Vertreibung. Denn ob-
wohl dort eine Erhaltungssatzung 
(„milieuschutz“) gilt, fühlen sich 
alteingesessene mieter keineswegs 
sicher. Das Bezirksamt bietet zwar 
kostenfreie Beratung, kann aber 
nicht in jedem fall von fragwürdi-
gen Vermieterpraktiken eingreifen. 
Das milieu muss laut und deutlich 
werden.

Immer lautstärker und nachdrückli­
cher wehrt sich die Mieterinitiative 

„Wir sind das Milieu!“ gegen preis­
treibende Sanierung, Leerstand und 
Verdrängung aus ihrem Kiez um die 
Karl­Kunger­Straße im Bezirk Trep­
tow­Köpenick. Eine Protestkundge­
bung Ende November letzten  Jahres 
brachte viele Anwohner zusammen: 
Gemeinsam zogen sie bis zur Krülls ­
straße 12. Dessen Vermieter hatte 
bereits 2014 damit begonnen, Mo­
dernisierungsankündigungen zu ver­
schicken und dabei astronomische 
Mietsteigerungen angedroht. 
Clara Bernhard, eine der Organisa­
toren des Protestes, hat mittlerwei­
le auch eine Modernisierungsankün­
digung auf dem Tisch. Nach der an­
gekün  digten Fassadendäm mung des 
Wohnhauses Karl­Kun ger­, Ecke Bou­
chéstraße sollen sich die  Mieten um 
rund 2 Euro pro Quadratmeter ver­
teuern. 
„Wir haben inzwischen auf unsere 
Kosten ein Gutachten eingeholt, wo­
nach lediglich ein Prozent der Fassa­
de schadhaft ist“, so Clara Bernhard. 
Eine Fassadendämmung wäre nach 
der Energieeinsparverordnung aber 
erst zwingend, wenn 10 Prozent der 
Fläche schadhaft wären. Vorbereitun­
gen fürs Bauen werden trotzdem be­
reits getroffen, wie Mieter beobach­
ten. Dabei hat der Vermieter, die Fir­
ma „Citec Immo Berlin GmbH“, noch 
nicht einmal einen Bauantrag beim Be ­
zirksamt gestellt. Die Hausbewohner 
fürchten, überrumpelt und vor voll­
endete Tatsachen gestellt zu werden. 
Sie wandten sich an den  Baustadtrat 
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res Bezirkes, Rainer Hölmer. Der ver­
chert: Sollten genehmigungspflichti­
e Arbeiten ungenehmigt ausgeführt 
erden, würde das Bezirksamt ein­
hreiten – und verweist auf die kos­
tenfreie Beratung, die für jedes Milieu­
schutzgebiet vom Bezirksamt einge­
richtet wurde. Der Protest gegen Miet­
wucher wird noch deutlich lauter wer­
den müssen.        Rosemarie Mieder
umwanDLungsVErOrDnung

Erfolgreicher Trend 
in Berlins milieuschutzgebieten 
sind im Jahr 2016 deutlich  weniger 
mietwohnungen in  Einzeleigentum 
umgewandelt worden. Der senat 
sieht darin einen Erfolg der um-
wandlungsverordnung.

In Milieuschutzgebieten ist die Um­
wandlung von Miet­ in Eigentums­
wohnungen seit März 2015 geneh­
migungspflichtig und wird nur noch 
ausnahmsweise erlaubt. In den 34 
Milieuschutzgebieten, die es im Jahr 
2016 gab, sind 3166 Wohnungen 
umgewandelt worden.  

L Jahresbericht 
16 zur Umwand-
ungsverordnung:

www.stadtent
wicklung.berlin.

e/wohnen/wohn
raum/soziale _ 

altungsgebiete/ 
Dass in Milieuschutzgebieten über­
haupt noch Wohnungen umgewan­
delt werden, liegt an einer Ausnahme 
im Gesetz: Wenn sich ein Hauseigen­
tümer verpflichtet, die Wohnungen 
sieben Jahre lang an niemand anders 
als die Mieter zu verkaufen, muss ihm 
die Aufteilung des Hauses in Einzelei­
gentum genehmigt werden. Mit die­
ser Regelung werden Mieter rausge­
kauft und das Verbot umgangen. Der 
Berliner Mieterverein verlangt  daher 
vom Bundesgesetzgeber eine Abschaf­
fung dieser Regelung.
Stadtentwicklungssenatorin Katrin 
Lompscher hält die Umwandlungs­
verordnung in den Milieuschutzge­
bieten für ein wichtiges Instrument, 
um Mieter vor Verdrängung durch 
Entmietung und kostentreibende 
Modernisierungen zu schützen. „Es 
ist daher unser ausdrückliches Ziel, 
die Anzahl der Milieuschutzgebiete 
auch im kommenden Jahr weiter zu 
erhöhen“, so Lompscher. Mittler­
weile gibt es in sieben Berliner Be­
zirken insgesamt 42 Milieuschutzge­
biete mit rund 647 000 Einwohnern.
Jens Sethmann
13
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Die große 
Neugier 

Wie unsere Privatsphäre 
angegriffen wird
14
Fotos vom Zustand der Wohnung? 
Ein Zeugnis des Arbeitgebers? Die 
Frage, ob ich schwul bin oder schwan-
ger? Es gibt Vermieterfragen, die 
übergriffig sind. Die Informationen, 
die aber über die Funkwellen „smar-
ter“ Technik die Wohnung verlassen, 
sind oft wesentlich brisanter. Zwar 
macht Digitalisierung unseren Alltag 
sicherer, zuverlässiger und sparsamer. 
Aber sie bricht auch in  geschützte 
Räume wie die Wohnung ein und 
 ermöglicht einen immer umfang  - 
rei cheren Zugriff.
MieterMagazin 1+2/2018



F Nicht zulässig: 
Eine Videoüber­
wachung im Haus­
eingangsbereich, 
mit der alle Bewoh­
ner und Besucher 
erfasst werden

Spontane Besich­
tigungswünsche 
des Vermieters 
und die Beantwor­
tung sachfremder 
Fragen kann der 
Mieter ablehnen
Im Dezember letzten Jahres erreich­
te den Berliner Mieterverein (BMV) 
eine besorgte Anfrage: „Meine Miet­
wohnung wird in Eigentum umge­
wandelt. Ein Vertreter der Bank war 
… zum Ausmessen und Fotografie­
ren bei mir. Ich lehnte Fotos meiner 
persönlichen Einrichtung ab. Die 
Bank ist damit nicht zufrieden und 
möchte nochmal kommen, um Fotos 
innen zu machen. Dürfen die das?“ 
Wibke Werner von der BMV­Ge­
schäftsführung hat darauf eine kla ­
re Antwort: „Nein – persönliche Ein­
richtungen und Gegenstände dürfen 
nicht ohne Genehmigung eines Mie­
ters fotografiert werden.“ 
Das Ansinnen ist eine Zumutung. 
Weil jedoch um solchen Zugriff auf 
das Private immer wieder gestritten 
wird, untermauern viele Urteile die 
Rechtslage. Eines fiel 2016 am Ber­
liner Landgericht, als ein Vermieter 
nicht nur Zutritt zu einer Wohnung 
verlangte, sondern auch deren Zu­
stand fotografieren und dokumen­
tieren wollte. Er habe weder das 
Recht, sich selbst Zugang zur Woh­
nung zu verschaffen, noch dürfe er 
Einrichtungsgegenstände und gesta­
pelte Kartons überprüfen oder foto­
grafieren (Berliner Landgericht vom 
6. April 2016 – 65 S 329/15). 
Hinter der Wohnungstür – ob die 
nun in eine Miet­ oder eine Eigen­
tumswohnung führt – sind dem Zu­
tritt Fremder deutliche Grenzen ge­
setzt: „Die Wohnung ist unverletz­
lich“, heißt es im Artikel 13 unseres 
Grundgesetzes.
MieterMagazin 1+2/2018
Peter Schaar, bis 2013 Bundesbeauf­
tragter für Datenschutz und Informa­
tionsfreiheit: „Die Privatsphäre ist 
grundsätzlich geschützt. Und unsere 
Wohnung gehört zu den besonders 
geschützten Bereichen.“ Sie soll si­
cher sein vor Zudringlichkeiten neu­
gieriger Nachbarn, von Vermietern 
und Verwaltern. Auch das Eindrin­
gen von staatlicher Seite wird äu­
ßerst restriktiv gehandhabt:  Dafür 
muss beispielsweise ein richterlicher 
Beschluss vorliegen, der mit Gefah­
renabwehr oder dem Schutz von 
Personen und Gebäuden begrün­
det ist. 
Gänzlich können Vermieter, Vertre­
ter der Hausverwaltung, Handwer­
ker oder auch Ablesefirmen nicht 
vom Zugang zur Wohnung ausge­
schlossen werden. Wenn ein konkre­
ter sachlicher Grund vorliegt, muss 
Vermietern oder Dritten nach einer 
Ankündigung und terminlicher Ab­
sprache Zutritt zur Wohnung ge­
währt werden – zum Beispiel zur 

Keine regelmäßigen
Besichtigungen

Wohnungsbesichtigung bei einem 
Verkauf, für eine Neuvermietung 
oder auch für Reparatur­ und In­
standhaltungsarbeiten. „Es gibt al­
lerdings kein unbeschränktes Besich­
tigungsrecht des Vermieters, etwa 
um in regelmäßigen Abständen den 
Wohnungszustand zu prüfen“, so 
Wibke Werner vom Berliner Mieter­
verein. Stehe eine solche Klausel im 
Mietvertrag, sei sie unwirksam. 
Um die Anbringung einer Videoka­
mera im Eingangsbereich des Miets­
hauses zu rechtfertigen, bedarf es 
schwerwiegender und wiederholter 
Vorkommnisse, beispielsweise Kör­
perverletzungen, Raubüberfälle oder 
Vergewaltigungen. Fahrraddiebstäh­
le, Beschädigungen an den Briefkäs­
ten oder der Hauseingangstür sowie 
das Abstellen von Sperrmüll reichen 
insoweit nicht aus. Derartige Vorfälle 
sind innerhalb eines Mietshauses all­
täglich und rechtfertigen keine be­
sonderen Maßnahmen, insbesonde­
re keinen derart weitreichenden Ein­
griff in das Verhalten und die Rech­
te der Mieter wie eine Videokamera.
Geregelt ist die Videoüberwachung 
im Allgemeinen im Bundesdaten­
schutzgesetz (BDSG). Dazu haben 
zahlreiche Gerichte in konkreten 
Streitfällen entschieden. So befand 
der Bundesgerichtshof (BGH) zum 
Thema Videoüberwachung in einem 
Grundsatzurteil, dass das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht der Betroffenen 
das Recht umfasst,  „grundsätzlich 
selbst zu entscheiden, wann und 
innerhalb welcher Grenzen persön­
liche Lebenssachverhalte offenbart 
werden, und daher grundsätzlich 
selbst über die Preisgabe und Ver­
wendung persönlicher Daten zu 
bestimmen.“ (BGH vom 16. März 
2010 – VI ZR 176/09)
Dieses Recht auf selbstbestimmten 
Umgang mit seinen Daten gilt nicht 
nur für Aufzeichnungsgeräte, die der 
Vermieter installieren möchte, um 
sein Eigentum zu schützen, sondern 
auch für Mieter, deren Kameras oder 
15
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Intelligente E 
Stromzähler 

(„Smart Meter“) 
erlauben, den 

Tages ablauf 
des Bewohners 

detailliert zu 
protokollieren

Auch bei einem 
berechtigten 
Zugangsinteresse 
darf der Vermieter 
keine Fotos von 
der Wohnung 
oder der Einrich­
tung machen
gar Drohnen über die Grenzen der 
eigenen Wohnung hinaus auf die 
Nachbarn und in ihr Privatleben ge­
richtet sind. Solche Neugier muss 
niemand dulden.
Andere Zudringlichkeiten sind weit 
schwieriger abzuwehren. Wer sich 
schon einmal mit hundert und mehr 
anderen Bewerbern um eine Woh­
nung bemüht hat, der weiß: Um Er­
folg zu haben, muss  mitunter ein 
großer Zugriff auf Persön liches ein ­
geräumt werden. „So mancher Ver­
mieter verlangt schon Ein  kom mens­
nachweise beim bloßen Interesse an 
einer Wohnungsbesichtigung“, kriti­
siert Peter Schaar, der heute die Euro­
päische Akademie für Informations­
freiheit und Datenschutz (EAID) lei­
tet. „Das darf er nicht, aber es ist 
leider oft gängige Praxis.“ 
Dabei gelten klare gesetzliche Regeln 
über jene Informationen, auf die 
ein Vermieter ein Anrecht hat: Erst 
wenn jemand sich um eine konkrete 
Wohnung bewirbt, darf er nach des­
sen wirtschaftlicher Leistungsfähig­
keit fragen: ob ein Arbeitsverhält­
nis besteht oder Transferleistungen 
gezahlt werden, wie hoch das Net­
toeinkommen ist und welcher Be­
trag nach Abzug der laufenden mo­
natlichen Belastungen für die  Miete 
übrig bleibt. Die Nachweise darüber 
muss der Bewerber erst  unmittelbar 
vor Abschluss des Mietvertrages vor­
legen, damit der Vermieter die An­
gaben im Bewerbungsverfahren 
auch überprüfen kann. 
Tatsächlich läuft das oft anders ab. 
Peter Schaar zählt eine Liste von 
ebenso sachfremden wie unver­
schämten Fragen auf, mit denen 
Wohnungssuchende von so man­
chem Vermieter konfrontiert wer­
den: nach ihren Heiratsabsichten, ei­

Ein Arbeitszeugnis
für den Vermieter?

ner Schwangerschaft oder  späterem 
Kinderwunsch, nach der sexuellen 
Orientierung, der Zugehörigkeit zu 
einer Partei, einer Gewerkschaft, 
einer Mietervertretung. Und da die 
Fragen unzulässig sind, müssen sie 
auch nicht wahrheitsgemäß beant­
wortet werden. 
Aber die Forderungen von Vermie­
tern können noch weiter gehen. Der 
Datenschützer: „Wohnungssuchen­
de in meinem Bekanntenkreis wur­
den sogar um ein Arbeitszeugnis ge­
beten.“ Das von manch einem dann 
wohl auch vorgelegt werden wird, 
um Chancen im harten Auswahlver­
fahren zu haben. 
Peter Schaar: „Es geht nicht an, dass 
der Druck auf dem Wohnungsmarkt 
den Persönlichkeitsschutz de facto 
außer Kraft setzt.“ Am 25. Mai tritt 
die neue EU­Datenschutz­Grundver­
ordnung (DSGVO) in Kraft. Dann 
drohen für solche Rechtsbrüche 
empfindliche Strafen. 
„Beginnt hinter dieser Tür die Zu­
kunft?“, fragt die Mieterzeitung des 
kommunalen Wohnungsunterneh­
mens Degewo und stellt ein Haus 
vor, in das bei einer umfassenden 
Modernisierung neueste energie­
sparende Technik eingebaut wur­
den. Deren Kern ist eine moderne 
Heizung, die mit Messfühlern für 
die Raumtemperatur und das ausge­
klügelte Lüftungssystem gekoppelt 
ist. Ein Schritt in Richtung „Smart 
Home“ – dem „intelligenten Zuhause“. 
„Wenn man früher jeden einzelnen 
Heizkörper per Hand regeln  musste 
und die Heizung meist nur ein Tag­ 
und Nachtprogramm hatte, regelt 
das die neue Technik per Datenver­
kehr rund um die Uhr nach indivi­
duellem Gebrauch“, erklärt David 
Schick, Fachreferent der Verbrau­
cherzentrale Nordrhein­Westfalen 
(NRW). Dazu werden Sensoren an­
gebracht, die beispielsweise die zu 
steuernde Raumtemperatur messen, 
die registrieren, ob Fenster und Tü­
ren geöffnet oder geschlossen sind, 
die Helligkeit in Räumen  feststellen 
oder auch die Anwesenheit von Per­
sonen registrieren. Und schließlich 
braucht es eine Steuerzentrale, das 
Gateway, in dem alle Daten einge­
hen und von wo aus Befehle etwa an 
Heizungsventile gesendet werden. 
Bei der kommunalen Wohnungsbau­
gesellschaft Stadt und Land wurden 
bisher 21000 der insgesamt 43 000 
Wohnungen mit „intelligenter Tech­
nik“ ausgestattet: funkablesende 
Heizkostenverteiler, Wasseruhren 
und – in Neubauten – auch Wärme­
mengenzähler. Von denen fließen 
MieterMagazin 1+2/2018



Vernetzte Haus­
technik („Smart 
Home“) macht den 
Bewohneralltag 
komfortabler – 
aber die Bewoh­
nergewohnheiten 
auch transparenter
die Daten über Netzwerkknoten in 
den Wohnungen zum Gateway, das 
sich beispielsweise im Keller eines 
Hauses befinden kann. „Alle Daten 
werden nach den gesetzlichen Re­
geln verschlüsselt und anonymisiert 
an den Server in unserem Unterneh­
men gesendet“, erklärt Patrick Kö­
nig, Geschäftsführer der „Stadt und 
Land Facility­Gesellschaft“. „Erst 
hier werden sie entschlüsselt und 
lassen sich über Identifikationsnum­
mern den einzelnen Wohnungen 
zuordnen.“ 
Die Rechtsprechung erkennt den 
Einbau solch elektronischer Heiz­
kostenverteiler als Wohnwertver­
besserung an, weil aufgrund der 
genaueren Verbrauchserfassung die 
Möglichkeit der Energieeinsparung 
besteht. Der Mieter muss einem 
Austausch der alten Verdunster­
Heizkostenverteiler also im Grunde 
zustimmen (und als Modernisierung 
bezahlen). Allerdings dürfen mit den 
neuen Geräten nur Daten erhoben 
werden, die zur Erstellung der Heiz­ 
und Warmwasserkostenabrechnung 
notwendig sind (§ 28 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 BDSG). Auch der Ableseturnus 
von einem Jahr muss eingehalten 
werden – es sei denn, die Mieter er­
klären sich schriftlich mit einer häufi­
geren Erfassung ihrer Verbrauchs­
daten einverstanden. 
Das Wohnungsbauunternehmen 
Stadt und Land ruft die Daten 
14­tägig ab. Patrick König: „Das er­
möglicht uns eine deutlich genauere 
Abrechnung.“ Gespeichert werden 
die Daten über zehn Jahre auf einem 
unternehmenseigenen Server. Der 
Diplomingenieur: „Die Daten unse­
rer Mieter sind bei uns sicher, und sie 
MieterMagazin 1+2/2018
sind für uns nur Mittel zum Zweck. 
Der besteht in einer zuverlässigen 
und korrekten Abrechnung der Be­
triebskosten.“ 
Solche technische Entwicklung sei 
durchaus zu begrüßen, meint Ver­
braucherschützer David Schick. 
Denn vernetzte Haustechnik habe 
ein großes Sparpotential und biete 
mehr Komfort für die Nutzer. Na­
türlich müsse man bei der „smarten 
Technik“ über Datenschutz und Da­
tensicherheit nachdenken: „Ich muss 

Technischer Komfort
und gläserner Nutzer

mich fragen, wie groß das Datenvo­
lumen ist, das ich erzeuge, wie mei­
ne Daten versendet und wo sie ge­
speichert werden.“ Wer hat  Zugriff 
auf die Daten. Und: Wer könnte sich 
den Zugriff verschaffen?
Die Berliner Datenschutzbeauftragte 
Maja Smoltczyk:„Wenn der Strom­
utz wird bes
verbrauch in Echtzeit registriert wird, 
wird der ganz private Alltag ausles­
bar: Wann ich aus dem Haus gehe 
und wann ich zurückkomme. Wann 
ich dusche und wie lange, ob ich 
fernsehe, wann ich ins Bett gehe. 
Ob mein Mann und ich  getrennte 
Schlafzimmer haben und wie oft 
wir Besuch zu uns einladen.“ Wer 
schützt diese persönlichen Daten? 
Wer garantiert, dass sie nicht ver­
kauft, gehackt, missbraucht werden? 
Dabei sind ablesbare Stromzähler 
keineswegs etwa das technische En­
de der Fahnenstange: Mit smarter 
Technik lassen sich neben der Hei­
zung auch die Küche, das Licht oder 
etwa ein Rollo an den Fenstern von 
unterwegs aus steuern. 
Seit Oktober 2016 steht „Alexa“ – 
das Audiogerät zur digitalen Sprach­
erkennung von Amazon – auf deut­
schen Wohnzimmer­ oder Küchen­
tischen, hört im eingeschalteten Zu­
stand den Raum aktiv ab und setzt 
ser

EE
Des Recht auf  Datensch
Erste Überlegungen zu umfassendem 
Datenschutz gab es in den 1960er 
Jahren in den USA. Hintergrund war 
die sich entwickelnde Computertech­
nologie, die schon früh als  Gefahr 
für den Schutz der Privatsphäre er­
kannt wurde. Das erste Datenschutz­
gesetz der Welt wurde dann jedoch 
1970 in Deutschland – im Bundes­
land Hessen – erlassen. Erst 1977 
folgte ein erstes Bundesdatenschutz­
gesetz. Heute regelt das Bundesdaten­
schutzgesetz (BDSG) zusammen mit 
den Datenschutzgesetzen der Län­
der den Umgang mit personenbe­
zogenen Daten, die in Informations­ 
und Kommunikationssystemen oder 
auch manuell verarbeitet werden.
Ein entscheidendes Datum für den 
Datenschutz in Europa wird der 25. 
Mai dieses Jahres sein. An diesem 
Tag tritt die neue EU­Datenschutz­
Grundverordnung (DSGVO) in Kraft. 
Sie wird die Hersteller mehr als bis­
her in die Pflicht nehmen. Zum ei­
nen über das Marktortprinzip, das 
vor allem Unternehmen betrifft, die 
ihren Sitz außerhalb der EU haben – 
beispielsweise in den USA. Konnten 
die bisher auch für deutsche und im 
17
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Die „Wanze“ E 
auf dem Wohn­

zimmertisch: 
Amazon­Dialog­

gerät „Alexa“

Zustelldienste wol­
len Pakete auch bei 
 Abwesenheit des 
Kunden anliefern 
– direkt in die 
Wohnung oder in 
den Kofferraum 
des Autos

EE
gegebene Befehle um. Das kann das 
Abspielen von Musik sein, das Akti­
vieren eines Weckers, das  Verwalten 
des Kalenders oder das Erklären von 
Begriffen. Das Gerät kann aber auch 
Bestellungen auslösen und die gesam­
te Beleuchtung in Haus und Garten 
steuern. In den USA stehen mittler­
weile über 3000 Funktionserweite­
rungen für „Alexa“ zur Verfügung.
Auch die Nutzung biometrischer Da­
ten wie Gesichtserkennung und Fin­
gerabdruck zum Öffnen der Haustür 
ist keine Zukunftsmusik mehr. 
Und auf der Schwelle stehen Dienst­
leistungen wie „Smartlock“ (Amazon) 
und „Smart ready to drop“ (DHL), 
mit deren Hilfe Paketlieferungen si­
cher ankommen, auch wenn sie nie­
mand persönlich entgegennehmen 
kann. Dafür erhält der Bote einmalig 
einen Code aufs Smartphone, mit 
dem er das – smarte – Türschloss 
zur Wohnung (Amazon) oder das 
Schloss zum Kofferraum des ent­
sprechend umgerüsteten Autos 
(DHL) öffnen kann. 
Die Digitalisierung unseres Lebens 
ist weit fortgeschritten – und sie hat 
natürlich ihre Vorzüge: Sie macht 
das Wohnen sicherer und deutlich 
bequemer. Den Datenschützern 
macht das „Internet der Dinge“ je­
doch große Sorgen: „Mit zuneh­
mender Digitalisierung unseres Le­
bens wird der Schutzraum Wohnung 
immer weiter aufgebrochen und al­
le Welt kann daran teilhaben“, sagt 
Datenschützerin Smoltczyk. Und wo­
für die Daten genutzt würden, die 
wir damit buchstäblich aus der Hand 
geben, kann niemand sagen.

Smarte Technik über-
fordert Verbraucher

Zudem kritisieren Verbraucherschüt­
zer fehlende gesetzliche Regelungen 
zur Haftung: „So gibt es noch keine 
verbindlichen Verpflichtungen für 
Sicherheits­Updates“, erklärt David 
Schick. „Wenn ich die Hardware 
kaufe, habe ich eine zweijährige 
Gewährleistung – was ist danach?“ 
Wenn beispielsweise Server abge­
schaltet werden, wenn Geräte unsi­
cher geworden sind, weil die Soft­
ware nicht regelmäßig  Schlupflöcher 
für fremde Zugriffe schließt und 
Fehlfunktionen verhindert? 
Maja Smoltczyk rät, sich genau zu 
überlegen: Was brauche ich? Wel­
chen Komfort verspreche ich mir? 
Kann ich meine Nutzung beschrän­
ken, das Gerät auch abschalten, In­
formationen löschen? Das aber setzt 
auch Kenntnis im Umgang mit der 
neuen Technik voraus. Und da sieht 
es eher trübe aus: Expertenschätzun­
gen zufolge sind nur fünf Prozent der 
Internetnutzer überhaupt in der Lage, 
etwa Browsereinstellungen am Com­
puter oder Smartphone zu verändern. 
„Die Geräte müssen so ausgestattet 
werden, dass man seine Privatsphä­
re wahren kann“, fordert Berlins 
oberste Datenschützerin. Und  dazu 
müsse man die Hersteller zwingen. 
Die handelten bisher aus reinen Ver­
kaufsinteressen und sähen sich nicht 
in der Verantwortung, auch den 
Schutz ihrer Kunden zu gewähr leis­
ten. Auch das wird sich mit der neuen 
EU­Datenschutz­Grundverordnung 
ändern.               Rosemarie Mieder
EU­Bereich lebende Kunden jene 
Datenschutzregeln anwenden, die 
in den Ländern ihres Geschäftssitzes 
gelten (Herkunftslandprinzip), müs­
sen sie künftig europäisches Recht 
beachten, zum Beispiel beim Recht 
auf Löschung persönlicher Daten, 
dem besonderen Schutz Minderjäh­
riger oder auch dem Beschwerde­
recht. 
Wer diese Bestimmungen der EU­
Datenschutz­Grundverordnung miss­
achtet, hat künftig mit empfindlichen 
Strafen zu rechnen. Liegt die  Grenze 
für Bußgelder bisher bei 300 000 Eu­
ro, so wird dieser Rahmen verviel­
facht: Nun drohen Strafzahlungen 
bis zu 20 Millionen Euro oder bis zu 
4 Prozent des letzten weltweiten 
Jahresumsatzes.
Die Berliner Datenschutzbeauftrag­
te Maja Smoltczyk: „Die meisten In­
ter netkonzerne beobachten das mit 
Nervosität und beginnen bereits, 
sich umzustellen. Europa ist ein zu 
großer Wirtschaftsraum – die Ver­
ordnung können sie nicht ignorieren, 
und sie können sie auch nicht um­
gehen.“ 
rm
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Bezirkliche Mitglieder-
versammlungen 2018 

Liebes Mitglied des Berliner Mietervereins,

wir laden Sie sehr herzlich zur Teilnahme an 
der Bezirksmitgliederversammlung in Ihrem 
 Bezirk ein.

Im Rahmen der  Bezirksmitgliederversammlung 
 können die Mitglieder des jeweiligen Bezirks 
Einfluss auf die Aktivitäten des Vereins nehmen. 
Die  Bezirksleitung informiert über die Proble-
me der Mieter im Bezirk. Ak tio nen werden be-
sprochen, Informationen gegeben und Erfah-
rungen ausgetauscht. 

Scheuen Sie sich also nicht, im Berliner Mieter-
verein aktiv zu werden. Be suchen Sie die Ver-
sammlung in Ihrem Bezirk. Bitte den Mitglieds-
ausweis  (ersatzweise Ihr aktuelles MieterMaga-
zin mit Adressenaufkleber) mitbringen.  
 Interessierte Gäste sind willkommen. 

Alle Einladungen für Bezirke, die hier noch 
nicht aufgeführt sind, finden Sie im März-Heft 
des MieterMagazins.
MieterMagazin
Friedrichshain-
Kreuzberg
Donnerstag, 15. März 2018, 
18 Uhr
Kulturhaus „Alte Feuerwache“, 
Theatersaal, Marchlewskistraße 6 
U 5 Weberwiese

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. „Aktuelle Informationen über 
die bau- und wohnungspolitische  
Situation in Friedrichshain-Kreuz-
berg aus Sicht des Bezirksamtes“ 
Referent: Florian Schmidt, Bezirks-
stadtrat für Bauen, Planen und 
 Facility Management
3. Diskussion zu 2.
4. Bericht der Bezirksleitung
mit Aussprache
5. Nachwahl von Delegierten 
zur Dele giertenversammlung 
des Berliner Mietervereins
6. Verschiedenes und Anträge 

Bezirksleitung Friedrichshain-
Kreuzberg
 1+2/2018
Lichtenberg
Montag, 19. März 2018, 18 Uhr 
Evangelische Schule Lichtenberg,
Rummelsburger Straße 3
U 5 Friedrichsfelde; Bus 296, 396, 
194; Tram 17, 27, 37

„Aktuelle Lichtenberger Mieten- 
und Wohnungspolitik“ 
Referentin: Birgit Monteiro, 
 stellvertretende Bezirksbürger-
meisterin und Bezirksstadträtin 
für Stadtentwicklung, Soziales, 
Wirtschaft und Arbeit

Bezirksleitung Lichtenberg  

Marzahn-
Hellersdorf
Mittwoch, 28. März 2018, 18 Uhr
Kieztreff Marzahner Promenade 38
S-Bhf. Marzahn (mit 500 m Fußweg), 
Tram M 6; Bus 191, 192, 195
(Marzahner Promenade)

„Berliner Bezirk Marzahn- 
Hellersdorf – Von der Schlafstadt 
zur Wohnstadt – Perspektiven 
für Kultur, Infrastruktur und 
Wirtschaft“
Referent: N.N. 

Bezirksleitung 
Marzahn-Hellersdorf

Pankow
Mittwoch, 21. März 2018, 
19.30 Uhr  
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255  (Woelckpromenade); 
Tram M 1, M 2, M 4, M 5, M 13, 
12, 50 (Albertinenstraße)

„Bürgerbeteiligung in den Stadt-
teilen – mehr und neue Qualität 
oder Bremsklotz?“
Referent: Sebastian Bartels, stellver-
tretender Geschäftsführer des BMV 

Bezirksleitung Pankow
Reinickendorf
Donnerstag, 22. März 2018, 
18.30 Uhr
Mehrzweckraum der Till-Eulen spie-
gel-Grundschule, Humboldt straße 
8-13, 13407 Berlin-Reinickendorf
U 8 Paracelsus-Bad, S 25 Alt-Reini-
ckendorf; Bus 120, 122, 322, 320 

„Aktuelle Mieten- und Wohnungs-
politik in Reinickendorf“
Referent: N.N.

Bezirksleitung Reinickendorf

Spandau
Donnerstag, 29. März 2018, 
18.30 Uhr
Seniorenclub Lindenufer, 
Mauerstraße 10 A
U-/S-Bhf. Rathaus Spandau 

„Wohnungs- und Mieten-
entwicklung im Bezirk Spandau“ 
Referent: Bezirksstadtrat Stephan 
Machulik, Abteilung Bürgerdienste, 
Ordnung und Jugend

Bezirksleitung Spandau

Tempelhof-
Schöneberg
Montag, 12. März 2018, 19.15 Uhr
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20
U 6 Alt-Mariendorf   

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. „Modernisierung in Berlin – 
was bedeutet das für Mieter?“
Referent: Reiner Wild, 
Geschäftsführer des BMV
4. Nachwahl von Delegierten zur 
Dele giertenversammlung des BMV
5. Anträge und Verschiedenes 

Bezirksleitung Tempelhof-
Schöneberg
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Hintergrund

Der damalige 
Ber liner stadtent-
wick lungss enator 

 Andreas Geisel bei 
der Vorstellung des 
Mietspiegels 2015
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Deutsche Wohnen 

Großangriff auf den 
Berliner Mietspiegel 
Weil das unternehmen „Deutsche Wohnen“ die Beschränkung von Miet -
erhöhungen durch den Berliner Mietspiegel nicht akzeptieren will, hat 
es beim Berliner Verfassungsgerichtshof in mehreren Fällen Ver fassungs  -
beschwerde eingelegt. 
Seit mehreren Jahren bekommen 
Deutsche-Wohnen-Mieter immer 
wieder Mieterhöhungen, in denen 
deutlich mehr Miete verlangt wird, 
als nach dem Berliner Mietspiegel 
zulässig wäre. Mieter, die sich dage-
gen gewehrt haben, bekamen vor 
den Amtsgerichten durchweg Recht. 
Auch mit ihren Berufungen ist die 
Deutsche Wohnen vor dem Landge-
richt Berlin gescheitert. Davon unbe-
irrt versucht das Unternehmen jetzt 
in mehreren Verfassungsbeschwer-
den weiterhin alle juristischen Regis-
ter zu ziehen.
Die Beschwerden richten sich  unter 
anderem gegen zwei. Urteile des 
Land gerichts zu Mieterhöhungen im 
Wil mersdorfer Rheingauviertel. Eine 
bezieht sich auf den Berliner Miet-
spiegel 2013, die andere auf den von 
2015 – gemeint ist aber der Berliner 
Mietspiegel an sich. 
Im ersten Fall sollte die Mieterin ei-
ner 63 Quadratmeter großen Woh-
nung in der Rauenthaler Straße statt 
bisher 432 Euro eine Nettokaltmiete 
von 497 Euro zahlen. Bereits die al-
te Miete lag über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete. Begründet hat die 
Deutsche Wohnen die Erhöhung mit 
zehn  Vergleichswohnungen aus der-
selben Siedlung. Auch im zweiten 
Fall ging die Mietforderung über 
den Mietspiegelwert hinaus: In der 
Markobrunner Straße sollte die Mie-
te für 46 Quadratmeter von 319 
auf 358 Euro erhöht werden. Auf 
Grundlage des Mietspiegels stimm-
te der Mieter nur einer Erhöhung auf 
337 Euro zu.
In beiden Urteilen haben Amts- und 
Landgericht festgestellt, dass der 
Mietspiegel eine geeignete Schätz-
grundlage darstellt – unabhängig 
von der Frage, ob er als „qualifizier-
ter“ oder „einfacher“ Mietspiegel an-
zusehen sei. Der Berliner Mietspiegel 
ist demnach ein besserer Maßstab 
als eine Auswahl von Vergleichswoh-
nungen oder ein Sachverständigen-
gutachten.
Die Deutsche Wohnen  behauptet 
nun nicht nur, dass der Berliner 
Mietspiegel nicht „qualifiziert“ sei, 
weil er angeblich nicht nach aner-
kannten wissenschaftlichen Grund-
sätzen erstellt worden sei. Sie zieht 
auch in Zweifel, dass der Mietspiegel 
eine für Richter geeignete Schätz-
grundlage zur Ermittlung der orts-
üblichen Vergleichsmiete sein kann. 
Durch die eingeschränkten Miet-
erhöhungsmöglichkeiten sieht sie 
ihr Eigentumsrecht verletzt und 
zieht deshalb vor den Verfassungs-
gerichtshof. Ob das Gericht die Be-
schwerde überhaupt annimmt, ist 
offen.

Deutsche Wohnen rüttelt 
am gesetzlichen Rahmen

Die börsennotierte Deutsche Woh-
nen ist in Berlin mit 110 000 Miet-
wohnungen das größte Wohnungs-
unternehmen. Nach Überzeugung 
des Berliner Mietervereins (BMV) 
geht es ihr vorrangig darum, bei ih-
ren Mieterhöhungsverlangen auch 
die sogenannten „Marktmieten“ 
durchzusetzen, also die Preise, die 
bei Wiedervermietungen verlangt 
werden. Das widerspricht aber der 
Grundidee des Gesetzgebers, denn 
das System der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete, die mit dem Mietspie-
gel abgebildet wird, soll einen Rah-
men für zulässige Mieterhöhungen 
setzen. 
Ohne diese Regelung wäre fast jede 
erdenkliche Mieterhöhung möglich. 
BMV-Geschäftsführer Reiner Wild. 
„Setzt sich die Deutsche Wohnen 
mit diesem Ansinnen durch, dann  wä  -
re das soziale Mietrecht in seinem 
Fundament getroffen.“
Jens Sethmann
Befriedungsinstrument unter Beschuss
Um wie viel sich die Miete einer nicht preisgebundenen 
Wohnung in einem laufenden Mietverhältnis erhöhen 
darf, richtet sich neben der allgemeinen Kappung von 
15 Prozent in drei Jahren nach der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete. In Berlin wird alle zwei Jahre ein neuer 
Mietspiegel veröffentlicht, mit dem man die höchstzu-
lässige Mieterhöhung errechnen kann. Sowohl Mieter- 
als auch Vermieterverbände sind an der Erstellung des 
Mietspiegels beteiligt. Beiden Seiten gibt der Mietspie-
gel Rechtssicherheit. Einzelne Vermieter, die den Miet-
spiegel angreifen, kritisieren angebliche statistische und 
methodische Mängel, die dazu führten, dass der Miet-
spiegel nicht das Marktgeschehen wiedergäbe. Es ist 
jedoch nicht seine Aufgabe, alle Ausschläge des Woh-
nungsmarktes abzubilden. Deshalb werden  Neumieten 
und Mietänderungen der jeweils vergangenen vier  Jahre 
in die Berechnung einbezogen. Um den  Mietspiegel auf 
eine noch breitere Basis zu stellen und die sich selbst 
verstärkende Mieterhöhungsspirale abzudämpfen, for-
dert der Deutsche Mieterbund, künftig mindestens die 
Mieten der letzten zehn Jahre zu berücksichtigen.    js
L  Angegriffene 
Urteile:
LG Berlin vom 
13. Juni 2016 
– 18 S 36/16
LG Berlin vom 10. 
November 2016 
– 18 S 127/16
MieterMagazin 1+2/2018
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„3-2-10 – Wir halten zusammen“
ein kreuzberger Wohnhaus wird zu einem spekulativen Preis versteigert. 
um zu verhindern, dass eine Luxusmodernisierung und die umwandlung 
in eigentumswohnungen folgen, schließen sich die Mieter zusammen. 
ihre chancen, zu bezahlbaren Mieten bleiben zu können, stehen gut, 
wenn das Bezirksamt Friedrichshain-kreuzberg die Möglichkeiten des 
Milieuschutzes entschlossen nutzt. eine chronik des Mieterwiderstands.
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9. november 2017:
Die Mieter des Hauses Eisenbahn-
straße 2/3, Ecke Muskauer Straße 10 
erfahren von der  bevorstehenden 
Versteigerung ihres Hauses. Die Auk -
tion ist keine Zwangsversteigerung. 
Die Erben des Besitzers haben sich 
freiwillig zu dieser Art des Verkaufs 
entschlossen. Das Mindestgebot be-
trägt 5,2 Millionen Euro.
Das 1898 erbaute Eckhaus hat 38 
Mietwohnungen, in denen 99 Men-
  schen wohnen, einige von ihnen 
schon seit Jahrzehnten. „Mein Groß-
vater hatte früher die Bäckerei im 
Nachbarhaus, als Kind habe ich hier 
auf der Straße gespielt“, erzählt der 
57-jährige Reinhard. Das Haus spie-
gelt die Kreuzberger Mischung im 
Kleinen wider. Hier wohnen Men-
schen mit griechischen, koreani-
schen, russischen, türkischen und 
italienischen Wurzeln – Richter, In-
genieure, Handwerker, Studierende, 
Künstler und Grafiker, Hartz-IV-Emp-
fänger, Rentner, Alleinerziehende 
und Familien. Im Erdgeschoss gibt es 
außerdem sieben Läden und Hand-
werksbetriebe.
Das Haus ist nie grundlegend moder-
nisiert worden, mehrere Wohnun-
gen haben noch Ofenheizung. Die 
Nettokaltmieten liegen zwischen 
2,11 und 7,48 Euro pro Quadratme-
ter. Den Mietern ist klar: Wer den 
Kaufpreis refinanzieren will, wird die 
Mieten kräftig anheben. Viele wür-
den dadurch zum Auszug gezwun-
gen. Der hier geltende Milieuschutz 
soll eine solche Verdrängung aber 
verhindern.

21. november 2017:
In einer Mieterversammlung infor-
miert das Bezirksamt über die Mög-
l ichkeiten des Milieuschutzes. Be-
stimmte Modernisierungsmaßnah-
men, die die Mieten besonders stark 

Breiter Pro- E
test und Rücken-

wind aus dem 
Bezirksamt

L Senatskonzept 
zur Nutzung des 
Vorkaufsrechts:
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/wohnen/wohn
raum/soziale _
erhaltungsgebiete/
#konzept 
2/2018
in die Höhe treiben, sind hier ebenso 
unzulässig wie die Umwandlung in 
Eigentumswohnungen. Außerdem 
kann das Bezirksamt das Vorkaufs-
recht ausüben: Eine städtische Woh-
nungsbaugesellschaft, eine Genos-
senschaft oder eine Stiftung kann 
bei einem Verkauf des Hauses als 
Erwerber in den Kaufvertrag eintre-
ten. Die Mieter sind kämpferisch: 
„Die Wohnungen in unserem Mehr-
familienhaus sollen unser  Zuhause 
bleiben“, sagt Mieterin Ania. 
„Wir möchten nicht verdrängt wer-
den.“ 

25. november 2017:
Mit Spruchbändern stehen an die-
sem verregneten Morgen über 60 
Bewohner auf der Kreuzung Eisen-
bahn-, Ecke Muskauer Straße. „3-
2-10 – Wir halten zusammen“, wur-
de skandiert. Den Namen „3-2-10“ 
haben sich die Mieter in Anlehnung 
an die Hausnummern gegeben. La-
ra und Moritz, Eltern von drei Kin-
dern, sagen: „Wir stehen für das, 
was Berlin ausmacht: familiär, viel-
fältig und kreativ.“
14. Dezember 2017:
In einem Hotel in der Lietzenburger 
Straße ruft der Auktionator die Po-
sition Nr. 26 auf: das Mietshaus Ei-
senbahn-, Ecke Muskauer Straße. 
Mit Protestplakaten tun die Mieter 
ihren Unmut kund. Am Ende geht 
das Haus an einen telefonischen Bie-
ter, der anonym bleiben möchte. Er 
erhält für das Gebot von 7,16 Millio -
nen Euro den Zuschlag. Baustadt-
rat Florian Schmidt kündigt an, die 
Ausübung des Vorkaufsrechts zu 
prüfen. 
Der Kaufpreis liegt um  32  Prozent 
über dem vom Bezirk ermittelten 
Verkehrswert von 5,4 Millionen Eu-
ro. Bei einer solch erheblichen Über-
schreitung muss die öffentliche Hand 
im Falle des Vorkaufs nicht den spe-
kulativen Verkaufspreis, sondern nur 
den Verkehrswert zahlen. 
10. Januar 2018:
Dem Bezirksamt liegt nun der Kauf-
vertrag vor. Ab jetzt hat es zwei Mo -
nate Zeit, entweder das Vorkaufs-
recht auszuüben oder mit dem Er-
werber eine Abwendungsvereinba-
rung zu schließen. In einer solchen 
Vereinbarung würde sich dieser dazu 
verpflichten, über die nor malen Mi-
lieuschutzregeln hin aus Beschrän-
kungen bei Modernisierungen und 
Mieterhöhungen einzuhalten. Lässt 
er sich nicht darauf ein, steht die 
städtische Woh nungsbaugesellschaft 
WBM bereit, das Haus zu überneh-
men. Die Frist läuft am 10. März ab. 
Wir werden weiter berichten.
Jens Sethmann
21
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An den E
Umzugstagen kam 
alles zum einsatz, 

was räder hatte
Umzüge in früheren zeiten

Die Strapazen der ziehtage
„Dreimal umgezogen ist einmal abgebrannt“, heißt es. Vor allem die Um-
züge in früheren zeiten haben den Spruch geprägt. Ohne die Annehm-
lichkeiten technischer neuerungen wie stoßgedämpfte, bequeme Au-
ßenlifte rollte das hab und gut auf allen möglichen fahrzeugen zur 
neuen Adres se. Viel ging unterwegs zu Bruch. Und immer war die mus-
kelkraft der Bewohner gefragt. nur wer genug geld hatte, konnte auch 
früher schon auf professionelle möbelpacker und Umzugsunternehmen 
zurückgreifen. 
Eine zeitgenössische Schilderung von 
1871 aus dem Städtischen Jahrbuch 
für Volkswirtschaft und Statistik führt 
anschaulich vor Augen, unter wel-
chen Umständen viele Berliner  ihre 
Siebensachen in eine neue  Bleibe 
schaffen mussten: Ein so starker Um-
zug, wie er am 1. April stattgefun-
den hat und infolgedessen ein so 
buntes, bewegtes Treiben, wie man 
namentlich in den Mittagsstunden 
jenes Tages beobachten konnte, ist 
selbst für Berlin unerhört zu  nennen, 
heißt es dort. In allen Straßen, sogar 
im Mittelpunkte der Stadt, wo doch 
sonst die länger seßhafte Bevölke-
rung zu hausen pflegte, sah man von 
früh bis spät alle nur erdenklichen 
Transportmittel in Bewegung, um je-
de Art von Hausrat aus einem Miet-
gelaß in das andere zu befördern.  
Zu den vielen Umzügen war es 1871 
in Berlin aufgrund der  Wohnungsnot 
und der gestiegenen Mieten gekom-
men. Dass sich alles auf Anfang 
April konzentrierte, war darauf zu-
rückzuführen, dass die Mieter nur 
zum 1. April und 1. Oktober die 
Wohnungen wechselten. Die beiden 
Daten markierten die sogenannten 
„Ziehtage“, da Mietverträge halbjähr-
lich abgeschlossen wurden. Später 
etablierten sich vierteljährliche Um-
zugstage, wodurch sich die Fuhrka-
pazitäten etwas besser verteilten. 
Alles was Räder hatte, kam zum Ein-
satz, vom Kinderwagen über den 
Bol lerwagen bis hin zum  Pferde fuhr-
werk. Die „Schottsche Karre“ war 
ein ein achsiger Handwagen mit zwei 
lan gen Zugholmen, über die das Ge-
fährt auch gelenkt wurde. An Miet-
stationen standen solche Karren mit 
einer Ladefläche von eineinhalb 
Quadratmetern für kleinere Trans-
porte bereit – sozusagen ein früher 
Vorläufer von Robben & Wientjes. 
Vor allem die ärmere Bevölkerung 
musste beim Umzug auf dieses ein-
fache Gefährt zurückgreifen. 
Wenn die eisenbereiften Holzspei-
chenräder über das Berliner  Pflaster 
rumpelten, hatte Zerbrechliches nur 
gut verpackt eine Chance. Und auch 
der Umgang mit dem Einachser er-
forderte Aufmerksamkeit. Um die 
Ladeebene immer in der Waage-
rechten zu halten, mussten beim 
Halt drei Eisenstäbe als Stützen jus-
tiert werden. Mühsam waren die 

ein Pferdemöbelwagen 
war Luxus

Wege, die oft mehrmals bepackt bis 
obenhin von alter zu neuer Bleibe 
zurückgelegt wurden.
Wer es sich leisten konnte, mietete 
einen Pferde-Möbelwagen mit Pa-
ckern. Geradezu komfortabel muten 
die Umzüge in den neuen Westen 
von Berlin an, über die der Zeitge-
nosse Alexander Baron von Roberts 
1890 berichtete: „In den letzten 
September- und ersten Oktoberta-
gen stauten sich die Möbelwagen zu 
ununterbrochenen Reihen vor den 
Häusern. Es war ein emsiges Trei-
ben, starkschultrige Enackssöhne* 
schleppten anscheinend spielend 
die schwersten Möbelkolosse die 
Treppen hinan, das Trottoir war mit 
Stühlen, Tischen und allerlei intimen 
Hausgerät besetzt und in den Werg- 
Unheilvolle Verstrickungen
Es gibt bis heute keine historische Gesamtdarstellung 
des Umzugswesens in Deutschland. Der 2014 verstor-
bene Umzugsunternehmer Klaus Zapf hatte dies ur-
sprünglich vor, nahm aber wieder  Abstand von dem 
Unterfangen. Nachdem er sich tiefer in die  Materie 
eingearbeitet hatte, stellte er fest, in welchem Ausmaß 
sich ein Teil der Speditionsunternehmen während des 
Nationalsozialismus an den Zwangsräumungen der Ju-
den und den Zwangsversteigerungen bereichert hatte. 
Dieser Teil der Geschichte stieß in so sehr ab, dass er 
beschloss, sich nicht weiter damit zu beschäftigen. Ge-
zielt hat sich dagegen der Historiker Johannes Beermann 
diesem Teilaspekt in seinen Forschungen gewidmet und 
2014 den Aufsatz „Mehr als bloß Dienstleister. Die 
Mitwirkung von Spediteuren und Gerichtsvollziehern 
an der wirtschaftlichen Existenzvernichtung der euro-
päischen Juden am Beispiel der Freien Hansestadt Bre-
men zwischen 1938 und 1945“ veröffentlicht.        js
L Wie faszinierend 
das Speditions­
wesen und ins be­
sondere die Möbel­
wagen sein kön­
nen, beweist der 
Modellbauer Bernd 
Hübner, der zahl­
reiche Möbelwagen 
historisch getreu 
im Kleinformat 
nachgebaut hat: 
berndhuebner
modellbau.
wordpress.com/
MieterMagazin 1+2/2018

http://berndhuebnermodellbau.wordpress.com/


* „Enacks Söhne“ 
sind der alttesta­
mentarischen Über ­
lieferung zufolge 
ein Stamm von 
Riesen, der im 
südlichen Palästina 
angesiedelt war.
und Heuhaufen der Verpackung 
wälzten sich die Kinder. An allen 
Fenstern erschienen dralle Haus-
mädchen zum Scheibenputzen.“ 
Die Möbelwagen wa ren zum Teil 
schon innen gepolstert, es gab spe-
zielle standardisierte Ver pac kungs-
kisten, und ein flacher Kasten unter-
halb der Ladefläche zwischen beiden 
Achsen war für die großen  Spiegel 
reserviert. Unbeschadet überstan-
den sie dort die Reise zur neuen 
Adresse.
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Zu den ältesten Fuhrgeschäften in 
Deutschland gehört die Firma von 
August Müller, der sein Unterneh-
men 1808 in Johanngeorgenstadt 
im Erzgebirge gründete. Mit der 
fortschreitenden Industrialisierung 

Umzug nach Westen

und dem Zuzug in die Städte blühte 
das Transportwesen in Deutschland 
wei ter auf. Die Stadterweiterung 
Berlins in Richtung Westen um 1900 
führte zu einem regen Umzug in die 
neuen Vororte. 
MieterMagazin 1+2/2018
Bei Umzügen in weite Ferne wurde 
die Eisenbahn für den größten Teil 
der Transportstrecke genutzt. Lange 
bevor Stahlcontainer den internatio-
nalen Frachtversand entscheidend 
veränderten, hat die pferdebespann-
te Logistik ein ähnliches System der 
standardisierten Transportbehälter 
benutzt. Schon im Jahre 1881 war 
es zur Gründung der Deutschen Mö-
beltransport Gesellschaft gekommen, 
einer ersten Vereinigung auf überre -
gionaler Ebene. Der Zusammenschluss 
von Möbelspeditionen setzte auf 
einheitliche Transportstandards, 
um überregionale und internatio-
nale Umzüge in einem geordneten 
Netzwerk anbieten zu können. Da 
für die Langstrecke ausschließlich 
der Bahntransport in Frage kam, die 
An- und Auslieferung aber pferde-
bespannt erfolgte, war es von Vor-
teil, ein für alle Mitgliedsunterneh-
men kompatibles Transportsystem 
zu entwickeln. Dies entstand mit der 
Einführung des eisenbahntauglichen 
Standard-Möbelwagens, der kom-
plett auf einen Waggon verladen 
werden konnte. Für den internatio-
nalen Transport entwickelte man ei -
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ne normierte, dem heutigen Stahl-
container ähnliche Holzkiste, den 
„Möbel-Lift-Van“, der auch eine Rei-
se nach Übersee antreten konnte.
Die weitere Entwicklung des Trans-
port- und Umzugswesens folgte mit 
der fortschreitenden Motorisierung 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts. So wurden die Pferde beim 
Ziehen der Möbelwagen durch Zug-
maschinen ersetzt. Zunächst nahm 
man dafür Traktoren, die durch Voll -
gummireifen straßentauglich ge-
macht wurden. Später gab es speziel-
le Straßenzugmaschinen. Auch die 
Aufbauten der Möbelanhänger än-
derten sich. Der offene Kutschbock 
entfiel, dafür wurden geschlossene 
Abteile angebaut, in denen der Brem-
ser und die Möbelpacker mitfahren 
konnten. Schließlich kamen die ers-
ten eigenständig motorisierten Mö-
belwagen auf, die je nach Motorleis-
tung auch einen Anhänger ziehen 
konnten. Vollgummi-Bereifung und 
Karbidlampen waren erste fahr- und 
sicherheitstechnische Verbesserun-
gen, die auch den transportierten 
Möbeln zugute kamen.
Aber egal, welches Transportmit-
tel zu Verfügung stand: Sobald die 
Möbel nach den  Umzugsstrapazen 
wieder an Ort und Stelle standen, 
wurde die neue Adresse per Post 
bekannt gemacht. So beehrten sich 
Mitte Oktober 1916, wie untenste-
hender Umzugsanzeige zu entneh-
men ist, Rittmeister Carl von Borstell 
und seine Frau Irmela ergebenst, 
Gräfin Astrid von Schwerin über die 
Wohnungsverlegung nach Lands-
berg an der Warthe in Kenntnis zu 
setzen.
Bleibt festzuhalten: „Umgezogen 
wird immer, das ist wie Essen und 
Trinken“, so der legendäre Kreuzber-
ger Umzugsunternehmer Klaus Zapf.
Jens Sethmann
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10 FraGen zu GroSSMüll in HauS, HoF unD Keller

Sperrige Hindernisse
Jeder hat es schon beobachtet: am Fahrradstellplatz im Hof oder im Kel­
ler findet man kaum noch ein freies Plätzchen, weil es dort immer voller 
wird. Sichtlich sind manche „rostgurken“ seit langem nicht mehr in Ge­
brauch. oder: Vor der Wohnungstür eines nachbarn steht ein ausgedien­
ter Kühlschrank, an dem man sich monatelang vorbeiquetschen muss. 
und es gibt auch das ausgemusterte Wohnzimmersofa, das ein Hausbe­
wohner mit einem zettel „zu verschenken“ versehen in der Hofdurch­
fahrt „entsorgt“ hat. nachfolgend 10 Fragen und antworten zum um­
gang mit diesen sperrigen Hindernissen.
1. Was ist Sperrmüll, der nicht in 
die normalen Müllbehältnisse ent­
sorgt werden darf?
Als Sperrmüll werden alle Einrich-
tungs-, Gebrauchs- und haushalts-
üblichen Gegenstände bezeichnet, 
die auf Grund von Größe und Ge-
wicht nicht in die Restmülltonnen 
passen. Das sind zum Beispiel aus-
rangierte Möbelstücke wie Betten, 
Schränke, Sofas, Stühle, Tische, 
Matratzen, Einbauküchen (ohne 
Elektrogeräte oder Holzregale) oder 
mobiles Wohnungsinventar wie zum 
Beispiel Vorhangschienen oder Tep-
piche. Auch Sportgeräte wie Ski, 
Tischtennisplatten oder Rollerblades 
sowie sperrige, mobile  Gegenstände 
wie Koffer oder Kinderwagen-Auf-
sätze fallen hierunter. Nicht zum 
Sperr  müll gehören Elektroaltgeräte 
oder Gegenstände aus Metall oder 
Kunststoff. 
2. Was passiert, wenn Gegenstän­
de, die nicht in die Müllbehältnisse 
auf dem Hof gehören, trotzdem dort 
entsorgt werden?
Sperrmüll darf nicht mit gebühren-
pflichtigem Restmüll vermischt wer-
den. Sind die vorhandenen Müllton-
nen falsch befüllt, kann die Müllab-
fuhr die Mülltonnen ungeleert ste -
hen lassen. Der Vermieter muss 
dann entweder eine Nachsortierung 
veranlassen oder weitere (kosten-
pflichtige) Restmülltonnen  bestellen. 
Wird Restmüll in die Wertstoffton-
nen geworfen, führt dies zu einer 
kostenpflichtigen Sonderleerung. 
Die zusätzlichen Kosten kann der 
Vermieter über die Betriebskosten 
auf die Mieter umlegen, wenn es 
nicht nur einmal zu solchen Sonder-
abfuhren kommt. 

3. Darf der Vermieter Sperrmüll, 
der sich in Hof oder Keller an­
gesammelt hat, auf Kosten aller 
 Mieter abtransportieren?
Kosten der Sperrmüllentsorgung kann 
der Vermieter über die Betriebskos-
tenabrechnung auf die Mieter um-
legen, wenn es sich um wiederkeh-
rende Kosten der Sperrmüllentsor-
gung handelt (BGH vom 13. Januar 
2010 – VIII ZR 137/09). Das ist auch 
dann der Fall, wenn die Kosten nicht 
jährlich, sondern in größeren Ab-
ständen anfallen. Auch ist für die 
Umlagefähigkeit nicht entscheidend, 
ob der Müll rechtswidrig durch Drit-
te abgelagert wurde. Zwar muss der 
Vermieter Bemühungen anstellen, 
den Verursacher zu ermitteln, um 
ihm die Kosten aufzuerlegen. In der 
Praxis ist dies aber so gut wie un-
möglich. 
4. Können bei Bauarbeiten die Kos­
ten für den abtransport des Bau­
schutts auf die Mieter umgelegt 
werden?
Ist der Bauschutt im Zuge einer von 
den Mietern zu duldenden Moder-
nisierungsmaßnahme entstanden, 
fließen die Kosten des Abtransports 
als Baunebenkosten in die Moder-
nisierungskosten ein, aus denen sich 
die Mieterhöhung nach Moderni-
sierung errechnet. Entsteht der Bau-
schutt durch  Instandsetzungs- oder 
Mängelbeseitigungsmaßnahmen, 
können sie nicht den Mietern aufer-
legt werden. 

5. Darf der Vermieter alte, offen­
sichtlich ausgediente räder, soge­
nannte Fahrradleichen, entsorgen?
Das darf der Vermieter nicht, da 
der Vermieter nicht über fremdes 
Eigentum verfügen darf. Auf der 
anderen Seite droht durch Fahrrad-
leichen eine Einschränkung der Nut-
zung von Stellplätzen. In der  Praxis 
informieren Vermieter daher oft die 
Mieter per Aushang über die geplan-
te Entsorgung von Fahrradleichen. 
Die Mieter werden aufgefordert, bis 
zu einem Datum ihre Fahrräder zu 
markieren. Nicht markierte Fahrrä-
der werden nach Ablauf des Datums 
dann entsorgt. Rechtlich liegt  dieses 
Vorgehen in einer Grauzone und 
birgt das Risiko, dass Mieter wegen 
urlaubsbedingter Abwesenheit von 
der Aufforderung keine Kenntnis er-
langen. 

6. Was passiert, wenn sich unter 
den vom Vermieter entsorgten rä­
dern ein Fahrrad befindet, das von 
einem Mieter noch in Gebrauch war? 
Das kann einen Schadensersatzan-
spruch des Mieters begründen. Das 
 Amtsgericht Kreuzberg hat einen 



Schadensersatzanspruch des  Mieters 
bejaht, nachdem der Vermieter  alte 
Fahrräder aus dem Hof  entfernen 
ließ und dabei auch das ordnungs-
gemäß abgeschlossene und noch 
funktions tüchtige Fahrrad eines Mie-
ters entsorgt wurde (20. Juli 2012 – 
23 C 9/12).
Es kommt letztlich darauf an, ob der 
Vermieter den Fahrradverlust zu ver-
treten hat. Lässt er Fahrräder entsor-
gen, die offenkundig noch im Ge-
brauch sind, ist das zu bejahen. Han-
delt es sich um Fahrradleichen, die 
lange Zeit nicht genutzt wurden und 
sich offensichtlich in einem nicht ge-
brauchsfähigen Zustand befinden, 
dürfte der Nachweis eines Verschul-
dens des Vermieters und damit ein 
Schadensersatzanspruch schwieriger 
werden. Auch fehlt es dann an einem 
bezifferbaren Schaden.

7. Darf der Mieter Sperrmüll solan­
ge im Treppenhaus oder Hof lagern, 
bis die von ihm damit beauftrag­
te Stadtreinigung oder eine andere 
Firma ihn abholt?
Treppenhaus, Flure oder Laubengän-
ge dürfen von den Mietern  eines 
Hauses nicht zum dauerhaften Ab-
stellen von Gegenständen  genutzt 
werden (Amtsgericht  Lichtenberg 
vom 11. September 2007 – 8 C 76/ 
07). Dies gilt auch für die  Lagerung 
von Sperrmüll. Wer wenige Tage bis 
zu einer Entsorgung Sperrgut auf 
Gemeinschaftsflächen lagern muss, 
sollte daher vorher den  Vermieter 
um Ge nehmigung bitten und außer-
dem die Nachbarn durch Aushang 
informieren. Außerdem dürfen durch 
den Sperrmüll Fluchtwege nicht ver-
sperrt und fremdes Eigentum nicht 
beschädigt werden. 

8. ist es ein Mietminderungs­
grund, wenn sich in Treppenhaus, 
Keller oder Hof Sperrmüll ansam­
melt?
Grundsätzlich setzt eine Mietmin-
derung einen erheblichen Mangel 
voraus. Bei der Ansammlung kleine-
rer Mengen Mülls dürfte es sich eher 
um optische Beeinträchtigungen han  -
deln und die Schwelle der Erheblich-
keit noch nicht überschritten sein. 
Sind hingegen die Mülltonnen stän-
dig durch alten Hausrat überfüllt und 
dadurch eine normale Müllentsorgung 
nicht mehr möglich, oder kommt es 
in den Kellerräumen aufgrund von 
Unrat zu Rattenbefall beziehungs-
weise wird das Treppenhaus durch 
Müll unansehnlich, kann dies eine 
Mietminderung rechtfertigen. Dann 
sollte dem Vermieter der Mangel 
unter Vorbehalt der Mietminderung 
schriftlich angezeigt und die Vermül-
lung gut dokumentiert werden.  

9. Dürfen einrichtungsgegenstän­
de, die noch gut zu gebrauchen 
sind, mit einem zettel „zu ver­
schenken“ versehen im Treppen­
haus, im Hof oder in der Haus­
einfahrt abgestellt werden?
Auch hier gilt, dass gemeinschaftli-
che Flächen ohne die Genehmigung 
des Vermieters nicht dauerhaft zum 
Abstellen von Gegenständen genutzt 
werden dürfen. Stellt man also Ge-
genstände zum Verschenken in das 
Treppenhaus, ist man darauf ange-
wiesen, dass der Vermieter „ein Au-
ge zudrückt“. Das wiederum wird 
nur dann der Fall sein, wenn erkenn-
bar ist, dass die Gegenstände nur 
kurzfristig für ein paar Stunden und 
nicht immer wieder zum Verschen-
ken angeboten werden. 

10. Gehört das abholen von 
Sperrmüll durch die Stadtreinigung 
oder eine andere Firma auch zu 
den „haushaltsnahen Dienstleis­
tungen“, die jeder Steuerpflichti­
ge in seiner Steuererklärung abset­
zen kann?
Es gibt haushaltsnahe Dienstleis tun -
gen, die  Vermieter im Rahmen der 
Be triebskostenabrechnung auf die 
Mieter verteilen. Solche Kosten-
anteile kann der Mieter steuer min-
dernd geltend machen. Das kommt 
zum Beispiel bei den Betriebskosten-
arten Gartenpflege, Winterdienst, 
Hausreinigung und Ungezieferbe-
kämpfung in Betracht. Die Müllab-
fuhr (wozu auch die Sperrmüllent-
sorgung zählt) fällt nach Ansicht 
des Finanzgerichts Köln nicht hier-
unter. Die eigentliche Leistung der 
Müllabfuhr liege in der Verarbeitung 
und Lagerung des Mülls – und die 
sei nicht „haushaltsnah“ (Finanz-
gericht Köln vom 26. Januar 2011 – 
4 K 1483/10). 
Wibke Werner

L Was ist Sperr-
müll und wohin 
damit? Informa-
tionen unter
www.bsr.de/sperr
muell­21705.php
oder
www.berliner­
abfallcheck.de/
recyclinghoefe
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WÄRMED
Im Jahr 2007 haben sich die EU-Mit-
gliedsstaaten darauf verständigt, ihren 
Primärenergieverbrauch bis 2020 um 
20 Prozent zu reduzieren. 2012 ist die 
EU-Energieeffizienz-Richtlinie (EED) in 
Kraft getreten, die die Mitgliedsländer 
zur Festlegung nationaler Effizienzziele 
und zu festgelegten jährlichen Energie-
einsparungen verpflichtet.
Nicht unerhebliche Einsparpoten ziale 
bieten Wohngebäude: Etwa 35 Pro-
zent der gesamten Endenergie ver-
brauchen die Deutschen in den ei-
genen vier Wänden, hauptsächlich 
für Warmwasser und Heizung.  Dieser 
Verbrauch lässt sich – unter anderem 
durch eine gute Wärmedämmung – 
verringern. In Deutschland setzt das 
Energieeinsparungsgesetz (EnEG) ei-
nen gesetzlichen Rahmen im Gebäu-
debereich. Auf seiner Grundlage ba-
sieren die konkreten Maßnahmen und 
Bestimmungen der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV), unter anderem die 
verpflichtende Übergabe eines Ener-
gieausweises an Käufer und Mieter, 
die seit 2016 geltende Anhebung der 
Effizienzstandards für Neubauten oder 
auch Nachrüstpflichten an Bestands-
bauten. Die EnEV ist ein wichtiges In-
strument der Bundesregierung, um das 
Ziel eines nahezu klimaneutralen Ge-
bäudebestandes bis zum Jahr 2050 zu 
erreichen. 
Die Erstfassung des EnEG wurde 1976 
als Antwort auf die  erste  Ölpreiskrise 
1973 verabschiedet, als der Preis für 
einen Liter Öl über Nacht von 10 auf 
16 Pfennig angestiegen war.  Damals 
begann man, aus Kostengründen beim 
Bau neuer Gebäude auf die Wärme-
dämmung zu achten und auch bei Alt-
bauten teilweise nachzurüsten. Seit An-
fang der 70er Jahre hat sich der Dämm-
stoffabsatz im Hochbau verdreifacht. 
2006 startete der Bund die  Initiative 
„Wohnen, Umwelt, Wachstum“, die 
die energetische Sanierung von Wohn-
häusern sowie den Neubau von Ener-
giesparhäusern finanziell durch Kredi-
te oder Zuschüsse fördert. 4,6 Millio-
nen Wohnungen wurden seitdem bis 
Ende 2016 energetisch saniert oder 
neu gebaut – die Dämmung von Ge-
bäuden spielte dabei eine zunehmen-
de Rolle. Dabei stellt sich immer die 
Frage nach der Balance von Machbar-
keit, Effizienz, Kostenbelastung für die 
Nutzer/Mieter und nachhaltiger Verbes-
serung des Klimaschutzes. 
MieterMagazin 1+2/2018



 ist die teuerste Modernisierung

Die Kosten für die 
Dämmung sind 
meist deutlich hö-
her als die Einspa-
rungen beim Hei-
zen
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Die Wärmedämmung der Fassa-
de ist bei Mietern zunehmend 
unbeliebt. Das Anbringen von 
Dämmplatten ist eine sehr  teure 
Modernisierung, deren Kosten 
auf die Miete umgelegt werden. 
Die eingesparten Heizkosten 
sind in aller Regel deutlich ge-
ringer als die modernisierungs-
bedingte Erhöhung der Grund-
miete.

Zwar legt die Energieeinsparverordnung 
(EnEV) energetische Standards für Neubau-
ten fest – einen Zwang zum Dämmen be-
stehender Gebäude enthält sie nur hinsicht-
lich der Kellerdecke und der obersten Ge-
schossdecke beziehungsweise dem Dach. 
Wenn aber ein Hausbesitzer freiwillig däm-
men will, muss seine Wärmedämmung auch 
den Richtlinien der EnEV entsprechen und 
den Wärmeverlust durch die Außenwand 
in den festgesetzten Grenzen halten. Auch 
wenn der Putz erneuert wird, muss ge-
dämmt werden – allerdings nur, wenn 
mehr als zehn Prozent der Fläche ersetzt 
und nicht nur Risse ausgebessert werden 
oder der Putz nur einen neuen Anstrich 
erhalten müsste. Eine Ausnahme von die-
ser Verpflichtung gibt es für den Fall, dass 
die Dämmung für den Eigentümer unwirt-
schaftlich wäre. 
Bei vermieteten Mehrfamilienhäusern ist 
das in der Praxis kaum der Fall. Da die 
Wärmedämmung eine Maßnahme zur Ver-
besserung der Mietsache ist, weil sie nach-
haltig zur Energieeinsparung beiträgt, gilt 

Wärmedämmung
MieterMagazin 1+2/2018
sie als Modernisierung. Die Mieter haben 
sie in der Regel zu dulden – und müssen 
sie auch bezahlen. Für den Vermieter stellt 
sich also die Frage der Wirtschaftlichkeit in 
der Regel nicht. Die Kosten der Moderni-
sierung können zu 11 Prozent auf die Jah-
resmiete umgelegt werden. Durch die mo-
dernisierungsbedingten  Mieterhöhungen 
haben die Mieter die Maßnahme alsbald 
statt in neun Jahren Jahren vollständig be-
zahlt. 
Während eine energetische Sanierung für 
den Vermieter immer ein Gewinn ist, rech-
nen sich die Maßnahmen für den Mieter 
fast nie. Die vom Vermieter angekündigte 
Energieeinsparung wird meistens weit ver-
fehlt. Der Berliner Mieterverein (BMV) hat 
im vergangenen Sommer 200 Modernisie-
rungsfälle aus seiner Beratungspraxis un-
tersucht und sich dabei auch die Betriebs-
kostenabrechnungen vor und nach der Mo-
dernisierung angesehen. Im Durchschnitt 
sank der jährliche Energiebedarf nur um 
35 Kilowattstunden pro Quadratmeter. Das 
ist für den hohen Aufwand ein sehr mage-
B Teure Dämm-
maßnahmen wer-
den auch benutzt, 
um Mieter zu ver-
treiben: Mieterpro-
test Am Steinberg
res Ergebnis. Der durchschnittlichen Jah-
resmieterhöhung um 1300 Euro stand eine 
Heizkostenersparnis von nur 300 Euro ge-
genüber. 
Die Vermieter trauen ihren eigenen voll-
mundigen Versprechen aber offenbar 
selbst nicht, denn Vorauszahlungen für 
die Heiz- und Warmwasserkosten senken 
sie bezeichnenderweise selten ab. 

Aus dem Ruder  
gelaufen

Die BMV-Studie zeigte, dass in fast allen 
Modernisierungsfällen energetische Maß-
nahmen durchgeführt wurden und dass 
diese mit Abstand am meisten zur Miet-
steigerung beitragen, nämlich im Schnitt 
um 1,58 Euro pro Quadratmeter. Dabei ist 
die Dämmung der Fassaden, Dächer, Dach-
geschoss- oder Kellerdecken der  größte 
Faktor. Allein dafür werden im Durch-
schnitt 1,26 Euro pro Quadratmeter auf die 
Monatsmiete zusätzlich umgelegt. Zum Ver-
gleich: Alle nicht-energetischen Maßnah-
men tragen nur zu rund einem Drittel der 
modernisierungsbedingten Mieterhöhung 
bei. 
Dämmmaßnahmen werden von Vermie-
tern auch gezielt eingesetzt, um die Mie-
ten nachhaltig zu erhöhen. Die Modernisie-
rungsumlage erlaubt ihnen Mieterhöhun-
gen, die im normalen Mietpreisrecht un-
denkbar wären. Bei einem Viertel der vom 
BMV untersuchten Fälle wurde die monatli-
che Miete um mehr als 3 Euro pro Quadrat-
meter erhöht, in jedem siebten Fall hat sich 
die Miete sogar mehr als verdoppelt. Auch 
Mieterhöhungen um mehr als 10 Euro sind 
keine Seltenheit. Spitzenreiter war die Te-
geler Siedlung Am Steinberg, wo die Mie-Fo
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Wärmedämmung 
dichtet die Gebäu-
dehülle ab, macht 
sie aber auch an-
fällig für SchimmelFo
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ten um 16,10 Euro pro Quadratmeter zule-
gen sollten. In solchen Fällen ist ganz of-
fensichtlich der Rauswurf der Mieter und 
eine teure Neuvermietung oder ein Verkauf 
der Wohnungen beabsichtigt.
„Die Modernisierungen sind aus dem Ruder 
gelaufen“, kommentierte BMV-Geschäfts-
führer Reiner Wild das Resultat der Studie. 
Die derzeitige Elf-Prozent-Umlage der Kos-
ten auf die Mieter wirke „wie ein Brandbe-
schleuniger auf die Verdrängung“.
Mieter müssen durch die Fassadendäm-
mung noch weitere Nachteile  hinnehmen. 
28
So verkleinern sich die  Fensteröffnungen, 
und durch das dickere Profil der meist 
gleichzeitig eingebauten  neuen  Fenster 
verringert sich der Lichteinfall auch noch 
zusätzlich. 
Dazu muss man im Winter bewusster hei-
zen und lüften, um Schimmel zu vermei-
den. Wenn dann noch die Heizkostener-
sparnis minimal ist, die Miete aber exor-
bitant steigt, ist es kein Wunder, dass die 
Mieter die klimapolitisch wichtige Gebäu-
desanierung ablehnen.
Jens Sethmann
ng sorgfältig prüfen
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Wer als Mieter die Ankündigung 
einer Modernisierung erhält – und 
nichts anderes ist eine Wärmedäm-
mung –, tut gut daran, sich gründ-
lich durch eine Rechtsberatung zu 
informieren und mit seinen Haus-
nachbarn möglichst gemeinsame 
Schritte abzustimmen.

Um die vom Vermieter eingeforderte Dul-
dung zu einer Modernisierung zu erklären 
– oder diese auch zu verweigern – ist Zeit 
bis zum Ablauf des Monats, der auf den 
Zugang der Ankündigung folgt. Wichtig: 
Den Handwerkern solange keinen Zutritt 
zur Wohnung gestatten, denn dies wird als 
freiwillige Zustimmung gewertet. Als Mie-
ter prüft man stattdessen, ob die Moder-

Die Modernisieru

Bei teuren und 
fragwürdigen 

 Modernisierungen 
bilden  Betroffene 

zu nehmend 
Protest ini tiativen: 

Mieter der 
 Knaackstraße

L Weitere rechtliche 
Informationen im 
BMV-Info-Blatt Nr. 13 
(„Modernisierung“) 
unter:  www.berliner-
mieterverein.de/
recht/infoblaetter/
info-13-modernisie
rung-in-der-miet
wohnung-und-am-
wohngebaeude-ihre-
rechte-als-mieter.htm
nisierungsankündigung den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht. Enthalten muss 
sie die Art und den geplanten Umfang der 
Maßnahmen, deren Beginn und Ende, die 
zu erwartende Mieterhöhung einerseits und 
die voraussichtlichen künftigen Betriebskos-
ten andererseits. 
Zu beachten ist auch, dass bei den Moder-
nisierungskosten die eingesparten Aufwen-
dungen für die Instandsetzung herausge-
rechnet werden müssen. Bei der Wärme-
dämmung der Fassade heißt das: War der 
alte Putz ohnehin  erneuerungsbedürftig, 
müssen die Kosten, die für die Reparatur 
des Putzes nötig gewesen wären, von den 
Modernisierungskosten abgezogen werden.
Außerdem muss der Mieter in dem Vermie-
terschreiben auch auf Form und Frist des 
Härteeinwandes hingewiesen werden. 
Ein solcher Einwand ist nämlich die einzi-
ge Chance, eine Duldung der Arbeiten zu 
verweigern. Die Gründe dafür können un-
terschiedlich sein: Bauarbeiten, die in der 
Wohnung ausgerechnet dann beginnen 
sollen, wenn die Kisten für einen geplan-
ten Umzug gepackt werden müssen; Um-
bauten, die den Grundriss der Wohnung 
verschlechtern würden: aber auch Umstän-
de wie Heizungsausfall und Wasserabstel-
lungen, die es unmöglich machen, Pflege-
bedürftige oder Neugeborene in der Woh-
nung angemessen zu versorgen. Da es 
hierzu immer widerstreitende Interessen 
gibt, muss der Härtegrund in Textform so 
konkret wie möglich dargestellt werden. 
Die Angst davor, dass die Miete nach der 
MieterMagazin 1+2/2018
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WÄRMEDÄMMUNG
Modernisierung zu teuer wird und die Woh-
nung nicht mehr bezahlbar ist, kann eine be -
vorstehende Modernisierung nicht verhin-
dern. Mit diesem Argument kann nur die 
Mieterhöhung selbst bekämpft werden. Da-
zu ist eine finanzielle Härte dem  Vermie ter 
bis zum Ablauf des Monats, der auf den Zu-
gang der Ankündigung folgt, anzuzeigen.
Stellt sich am Schluss die Frage, ob Mieter 
etwas unternehmen können, wenn die tat-
sächliche Mieterhöhung nach einer Moder-
nisierung deutlich höher ist als die in der 
Modernisierungsankündigung angegebene. 
MieterMagazin 1+2/2018

In städtebaulichen 
Erhaltungsgebie-
ten erlauben die 

Bezirksämter keine 
Dämmung histori-
scher Stuckfassa-
den (hier: Haus in 
der Hermannstra-

ße im Gebiet Schil-
lerpromenade)
Wibke Werner von der Geschäftsführung 
des Berliner Mietervereins (BMV): „Sind es 
mehr als zehn Prozent, verzögert sich der 
Zeitpunkt, zu dem die Mieterhöhung gefor-

Gemeinsamer Protest  
verspricht Erfolg

dert werden kann, um sechs Monate.“ Ver-
hindert werden kann die Modernisierung 
mit diesem Argument nicht. Der Einwand 
der Unwirtschaftlichkeit wird bei der  Frage 
der Duldung nicht beachtet. Der Mieter 
orgaben 
 er nicht
müss te die Unwirtschaftlichkeit der Maß-
nahmen beweisen, was in der Praxis nahe-
zu unmöglich ist. 
Zahlreiche Berliner Mieterproteste, die in-
zwischen auch gut vernetzt sind, zeigen, 
dass man gemeinsam durchaus erfolgreich 
gegen unsoziales Gewinnstreben  einzelner 
Vermieter vorgehen kann. Dazu sollten sich 
Betroffene zusammentun und sich von ei-
ner Interessenvertretung wie dem  Berliner 
Mieterverein strategisch juristisch  beraten 
lassen. 
Rosemarie Mieder
und Ausnahmen – 
Der Staat macht V
Kontrollen macht

Die Wärmedämmung ist mehrfach 
staatlich reguliert. Einerseits for-
dert der Staat im Sinne des Klima-
schutzes die Dämmung von Gebäu-
den und setzt dafür Mindeststan-
dards fest, andererseits kann die 
öffentliche Hand auch Einschrän-
kungen bestimmen, etwa um das 
Stadtbild zu bewahren oder die Be-
wohner vor Verdrängung zu schüt-
zen. Bei der Kontrolle der Wärme-
dämmmaßnahmen hält sich der 
Staat aber zurück.

Der Bund hat im Rahmen der Energieein-
sparverordnung (EnEV) festlegt,  welche 
Gebäude wie gedämmt werden  müssen. 
Einschränkungen sind hingegen Sache der 
Kommunen. Bei Gebäuden, die unter Denk-
malschutz stehen, ist die Rechtslage eindeu-
tig. Sie sind von der EnEV ausgenommen. 
Historisch wertvolle Bauten sollen schließ-
lich möglichst originalgetreu der Nachwelt 
erhalten bleiben und dürfen deshalb nicht 
nur optisch, sondern auch in ihrer Bausub-
stanz tunlichst nicht verändert werden.
In Berlins städtebaulichen Erhaltungsgebie-
ten versuchen die Bezirksämter, das Stadt-
bild zu erhalten, auch wenn die einzelnen 
Gebäude nicht unter Denkmalschutz  stehen. 
In diesen von den Bezirken  festgeleg ten 
Stadtvierteln prüft die Verwaltung die Bau-
anträge daraufhin, ob das Erscheinungs-
bild nicht verunstaltet wird. So werden 
beispielsweise Dach aufbauten und  große 
Werbeanlagen in der Regel nicht geneh-
migt. Die Dämmung der Außenfassade 
kommt nur ausnahmsweise und dann in 
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Frage, wenn weder der historische Wert 
des Gebäudes noch das Stadtbild beein-
trächtigt werden. Stuckfassaden müssen 
in jedem Fall erhalten werden. 
Ebenfalls von den Bezirken festgelegt wer-
den die sozialen Erhaltungsgebiete („Mi-
lieuschutz“). Hier werden Modernisierun-
gen, die über den üblichen Standard hin-
ausgehen, untersagt, damit die Mieter 
nicht aus ihren angestammten Wohnvier-
teln verdrängt werden. Jeder Bezirk stellt 
für seine Milieuschutzgebiete einen Kata-
log auf, welche Maßnahmen genehmigt 
werden und welche nicht. Friedrichshain-
Kreuzberg verbietet zum Beispiel Wärme-
dämmmaßnahmen, die über die Mindest-
anforderung der EnEV hinausgehen.
Auch in Sanierungsgebieten gibt es gesetz-
liche Spielräume, die allerdings von der öf-
fentlichen Hand selten genutzt werden. 
Im Jahr 2013 hat der damalige Bezirksbür-
germeister von Friedrichshain-Kreuzberg, 
Franz Schulz, aber beispielsweise erreicht, 
dass der Eigentümer der Hochhäuser Wil-
helmstraße 2-6 im Sanierungsgebiet Südli-
che Friedrichstadt für die geplante energe-
tische Sanierung keine Mieterhöhung ver-
langt. Das Bezirksamt erteilte dem Eigentü-
mer im Gegenzug eine schnelle sanierungs-
rechtliche Genehmigung. Die Fassaden-
dämmung und der Fensteraustausch hät-
ten eine Mietsteigerung von 1,60 Euro pro 
Quadratmeter zur Folge gehabt. Viele der 
350 Mietparteien hätten dann ausziehen 
müssen. Franz Schulz erklärte damals: „Die 
energetische Sanierung von  Wohngebäuden 
29



Ein Deal zwischen 
 Bezirks amt und 
 Eigentümer ver-
hinderte  eine teu-
re Miet erhöhung 
nach einer Fassa-
dendämmung: 
Wilhelmstraße 2-6Fo

to
: C

hr
is

tia
n 

M
uh

rb
ec

k

ist richtig. Doch weder die Politik noch die 
Wirtschaft haben bisher auf die soziale Di-
mension der energetischen Sanierung eine 
verlässliche Antwort gefunden.“ Das trifft 
heute leider immer noch zu. 
Die Kontrolle der Wärmedämmung ist aus-
gesprochen lückenhaft. Wenn bei einem 
bestehenden Gebäude die  Außenwände 
gedämmt werden sollen, muss sich der Bau-
herr die Einhaltung der EnEV von einem 
Sachverständigen für Wärmeschutz bestä-
tigen lassen. Bei Vorhaben, die ohne Bau-
genehmigung zulässig sind, ist nur eine Be-
stätigung durch das jeweilige Fachunterneh-
men notwendig. Die Bauämter kontrollieren 
die Ausführung nicht. Nachdem ein Wärme-
dämmverbundsystem angebracht und ver-
30

Die größten Effek-
te erreicht das be-

rechnete Zusam-
menspiel energeti-
scher Sanierungs-

maßnahmen
putzt worden ist, kann man auch kaum 
noch nachprüfen, ob die Dämmung bei-
spielsweise wirklich wie gefordert zwölf 
Zentimeter dick ist oder ob zur Kostener-
sparnis tatsächlich nur zehn Zentimeter 
starke Platten verbaut wurden. 
Durch unsauber ausgeführte Arbeiten ent-
stehen Wärmebrücken. An diesen ausküh-
lenden Stellen – besonders häufig an den 
Fensterlaibungen – kann es schnell zu 
Feuchtigkeitsschäden und Schimmelbil-
dung kommen. Den betroffenen Mietern, 
die den Pfusch schon teuer bezahlt haben, 
wird dann meistens noch vorgeworfen, den 
Schimmelbefall durch falsches Heizen und 
Lüften selbst verursacht zu haben.
Jens Sethmann
ebnis erfordert mehr als 
 einen Fahrplan
Ein optimales Erg
Dämmung – und

Um den Energiebedarf eines Wohn-
gebäudes wirkungsvoll zu senken, 
müssen zumeist mehrere  Bauteile 
modernisiert werden:  Heiztechnik, 
Außenwände, Dach, Keller und 
Fenster. 
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Mit der Dämmung sollte immer da begon-
nen werden, wo der Effekt am größten ist 
– an der Fassade. Schließlich beträgt ihr 
Anteil am Gesamtwärmeverlust eines Ge-
bäudes 25 bis 30 Prozent. Dieser Verlust 
kann um 80 Prozent reduziert werden. Je 
nach Dämmstoff betragen die Kosten 120 
bis 150 Euro je Qua dratmeter. „Die jetzi-
gen Rahmenbedingungen erlauben den 
Vermietern umfangreiche,  kostenintensive, 
häufig wenig intelligente und nicht objekt-
bezogene Maßnahmen, die nur zu einer 
sehr begrenzten Energieeinsparung führen“, 
kritisiert der Berliner Mieterverein. 
Bevor ein Vermieter modernisiert, sollte er 
sich unbedingt von Fachleuten einen Sanie-
rungsfahrplan mit den für das Gebäude opti-
malen Maßnahmen erstellen lassen. In Ba-
den-Württemberg ist ein solcher Fahrplan 
bereits gesetzlich verankert, in Berlin be-
steht diese Verpflichtung bisher nur für Ge-
bäude der Öffentlichen Hand. Der Sanie-
rungsfahrplan wird vom Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle als Ergeb-
nis einer Energieberatung anerkannt und 
gefördert.
Eine sorgfältig geplante, umfassende, pa-
ral lele Modernisierung erspart Kosten, weil 
nicht mehrfach Baustellen eingerichtet wer-
den müssen, vereinfacht die  Bauausführung 
und ermöglicht eine optimale Ausnutzung 
von Fördermitteln. Allerdings müssen da-
bei oft einzelne Bauteile vor dem Ende ih-
rer Lebensdauer erneuert werden. Beim 
schrittweisen Vorgehen – eventuell in Maß-
nahmepaketen – müssen jeweils die nächs-
ten Schritte so geplant werden, dass sie zu 
den vorherigen Maßnahmen passen.
Ein Optimum an Wirtschaftlichkeit und Kli-
maneutralität kann nur durch eine  sozial, 
städtebaulich und wirtschaftlich ausgeklü-
gelte Maßnahmenbalance zwischen der 
Dämmung der Gebäudehülle, der Installa-
tion moderner Heiztechnik und möglichst 
effizienten und nachhaltigen Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien im Quar-
tierskontext erreicht werden.

CO2 ins Visier  
nehmen

Im Mittelpunkt der Modernisierung muss 
immer die Minderung der CO2-Emissionen 
stehen. Aber zurzeit gibt es noch nicht ein-
mal verbindliche Regelungen für die Erfas-
sung und Berechnung der Gebäudebilanz. 
Je nachdem, ob über Energie oder CO2-
Emission bilanziert wird, fallen die Ergeb-
nisse völlig unterschiedlich aus – auch die 
Lösungsansätze in Bezug auf die Dämmung 
und andere Maßnahmen. 
Bei optimaler Planung folgen der Däm-
mung der Fassade Dämmmaßnahmen für 
das Dach, die Kellerdecke, die oberste Ge-
MieterMagazin 1+2/2018
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esonderes Augen-
erk erfordern 

ie Fenster und 
ie Isolation der 
rdberührenden 
ebäudeteile
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schossdecke, den Dachboden und den 
Sockel. Bei der Dämmung von Flach- und 
Steildächern sollte ein regensicheres Un-
terdach erstellt werden, zusätzlich muss 
innen eine Dampfsperre angebracht sein. 
Regelmäßige Dichtheitskontrollen sind zu 
empfehlen.
Ein gedämmter Keller kann als Archiv, La-
ger- oder Technikraum genutzt werden. 
Eine Innendämmung ist dabei deutlich 
günstiger als eine Außendämmung, da 
die Aushubarbeiten entfallen. Eine sechs 
Zentime ter dicke Innendämmung verbes-
sert die Wärmeisolation schon deutlich. 
Bei der Außendämmung erdberührender 
Teile des Gebäudes, der sogenannten Peri-
meterdämmung, muss der Sockel des Ge-
bäudes bis auf die Höhe der Kellerboden-
platte freigelegt werden, was meist teu-
rer ist als die Dämmung selbst. Eine Hori-
zontalsperre verhindert, dass  Feuchtigkeit 
aus dem Erdreich im Mauerwerk nach oben 
steigt.
Bei denkmalgeschützten Gebäuden oder 
aufwendig gestalteten Fassaden ist eine In-
nendämmung der Außenwände die  einzige 
MieterMagazin 1+2/2018
Möglichkeit, die Wärmedämmung zu ver-
bessern. Dabei geht – je nach Dicke der 
Dämmung – Wohnfläche verloren. Aber die 
„Ersatzlösung“ erzeugt durch ihre feuchte-
regulierenden Eigenschaften auch ein sau-
beres, klimatisch behagliches und baubio-
adt darf 
en versch
B
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logisch gesundes Wohlfühlklima in der 
Wohnung und verbessert den Schallschutz. 
Das Anbringen einer Innendämmung durch 
den Mieter oder von ihm beauftragte Hand-
werker bedarf in jedem Fall der Genehmi-
gung des Vermieters. Zuvor sollte mit einer 
Simulation ermittelt werden, welche maxi-
male Dämmdicke auf der Innenseite mög-
lich ist, bevor eine Kondensation im Wand-
aufbau eintritt. 
Rainer Bratfisch
nicht 
winden
Hier Doppelfens- A
ter mit Stuck, dort 
Isolierfenster und 

„Lochfassade“

Das Gesicht der St
hinter Dämmplatt

Berlins (Wohn-)Häuser dokumen-
tieren die bauliche und historische 
Entwicklung der Stadt. Die Viel-
falt geschichtsträchtiger Gebäude 
gerät zunehmend in Bedrängnis: 
Energetische Sanierungsmaßnah-
men zerstören vielerorts das ein-
zigartige Aussehen von Hausfron-
ten und Fenstern und bringen mo-
notone Einheitsfassaden hervor.

Die Berliner Gründerzeit-Altbauten sind bis 
weit über die Stadtgrenzen hinaus bekannt 
– sie hat es häufig besonders hart getrof-
fen: Nicht selten verschwanden in den letz-
ten Jahren hinter Dämmplatten einzigartige 
Schmuckfassaden mit Stuck, Klinker oder 
Erkern, die die NS- und Nachkriegszeit so-
wie die Modernisierungswelle der 1960er 
und 1970er Jahre überstanden haben. 
Teils bieten sich geradezu groteske Anbli-
cke, wenn historischer Stuck zunächst ab-
geschlagen wurde, um später als schlech-

L Der Berliner Verein 
„Denk mal an Berlin“ 
setzt sich für den 
Erhalt historischer 
Bausubstanz im 
Zusammenhang mit 
der energetischen 
Sanierung ein: 
fassadenretter.de
tes Imitat wieder auf der gedämmten Fas-
sade zu erscheinen.  Doppelkastenfenster 
aus Holz, die seit 150 Jahren das  Berliner 
Stadtbild prägen, wurden durch  praktische 
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Kunststofffenster ersetzt. Das Bewusst-
sein, dass diese Zeugnisse unterschiedli-
cher Bauepochen und städtebaulicher Viel-
falt erhaltenswert sind, setzt sich erst nach 
und nach durch. 
Klar ist: Die energetische Sanierung pau-
schal der Vernichtung baukultureller Zeug-
nisse anzuklagen, ist keine Lösung. Kom-
plett auf Wärmedämmung zu verzichten, 
führt zu immer höheren Heizkosten, ver-
nichtet Rohstoffressourcen und schadet 
dem Klima. Und wer als Mieter im Win-
ter Eisblumen zählt und hinter ungedämm-
ten Wänden bibbert, dem nützt auch die 
schönste Fassade nichts. Welche Maßnah-
men für welches Wohnhaus Sinn machen, 
ist abhängig von seinem Alter und der Bau-
substanz – in jeder Epoche wurde anders 
gebaut. Wichtig ist daher zunächst eine 
fundierte Wirtschaftlichkeitsprüfung durch 
Experten. 
Fällt die Entscheidung zugunsten einer 
neuen Wärmedämmung aus, gibt es zahl-
31
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Mit Farbe ge stal-
ten – geschützte 
Origi nale erhaltenFo
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reiche Möglichkeiten, die alten Gemäuer 
behutsam zu modernisieren. Mit Dämm-
materialien kann hier ebenso kreativ ge-

Fenster erneuern  
statt ersetzen

staltet werden wie mit Farben. Bei Zierfas-
saden kann der Verzicht auf die klassische 
Außendämmung zugunsten einer Innen-
dämmung sinnvoll sein. 
Bei den Fenstern setzt sich in Berlin lang-
sam der Ansatz durch, zu erneuern statt zu 
ersetzen. So heißt es in der aktuellen Se-
nats-Kooperationsvereinbarung mit den 
städtischen Wohnungsbaugesellschaften: 
„Auf den Ersatz funktionsfähiger Holzkas-
tendoppelfenster wird grundsätzlich ver-
zichtet.“ Durch Abdichtung, Beschichtung 
mit Wärmeschutzfolie oder dem Einbau 
32
neuer Gläser kann hier viel erreicht wer-
den.
Besondere Regeln gelten für denkmalge-
schützte Gebäude, die in Berlin allerdings 
weniger als fünf Prozent des Bestandes 
ausmachen. Die EnEV legt fest, dass ihr Er-
halt schwerer wiegt als Energieeinsparun-
gen. Die EnEV-Anforderungen gelten des-
n zur  Ku
wegen nur dort, wo sie mit dem Denkmal-
schutz vereinbar sind. Viele Sanierungsvor-
haben an Fassade oder Dach sind geneh-
migungspflichtig und müssen strenge Auf-
lagen erfüllen. Als meist unproblematisch 
gelten die Dämmung der oberen Geschoss- 
und der Keller decke.
Katharina Buri
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nststoff-Dämmplatte
Es gibt Alternative

Bei der Wahl des Dämmstoffs und 
dessen Dicke sind die Beschaffen-
heit von Fassade, Boden, Dach und 
Kellerdecke, das Alter des Gebäu-
des, die Nutzung der Räume, die 
Kosten sowie Umwelteinflüsse 
entscheidend.

Dämmstoffe werden als Platten oder Pa-
neele, Vliese und lose Schütt- und Einblas-
dämmstoffe angeboten. Eine Standardlö-
sung oder den optimalen Dämmstoff gibt 
es nicht. Vermieter sollten sich immer von 
Experten, zum Beispiel Energieberatern 
oder Beratungsgesellschaften wie „dena“ 
oder „co2online“ beraten lassen. Und auch 
wenn die Wahl des Dämmstoffs der Vermie-
ter bestimmt, ist er gut beraten, wenn er 
die Mieter in die Planung der Dämmmaß-
nahmen mit einbezieht. 
Für die Fassadendämmung werden am 
häufigsten Platten aus expandiertem Po-
lystyrol, bekannt als Styropor (EPS), extru-
diertem Polystyrol-Hartschaum (XPS) und 
Polyurethan (PUR) eingesetzt. Diese sind 
besonders kostengünstig, leicht zu verar-
beiten und für viele Einsatzgebiete geeig-
net. Mit einer Wärmeleitfähigkeit von nur 
0,030 bis 0,040 W/(mK) verfügen sie über 
ein gutes Wärmedämmvermögen. Die Ma-
terialkosten betragen bei einfachen Fassa-
den 15 bis 20 Euro pro Quadratmeter. Aber 
auch wenn diese Dämmstoffe mehr  Energie 
einsparen, als bei der Herstellung aufge-
wendet wird – sie haben den Nachteil, 
dass neben dem Verbrauch des zu ihrer 
Herstellung erforderlichen Erdöls auch ih-
re Entsorgung problematisch ist.
Nachwachsende Rohstoffe wie Flachs, Hanf, 
Baumwolle, Schilfrohr, Jute und Schafwol-
le sind eine Alternative, ebenso pflanzliche 
Rest- und Abfallstoffe wie Stroh, Kork, Ge-
treidegranulat, Holzabfälle und Zellulose-
fasern. Bei der Produktion und beim Einbau 
weniger die Umwelt belastend sind auch 
mineralische Dämmstoffe wie Stein- und 
Glaswolle, Mineralschaum und Schaum-
glas, Blähglas, Blähglimmer und ähnliches. 
In der Regel sind sie jedoch teurer als die 
erdölbasierten Dämmstoffe. In Bezug auf 
den Primärenergiebedarf bei der Herstel-
lung erzielen Stroh und Zellulosefasern mit 
jeweils 20 Megajoule je Quadratmeter die 
besten Ergebnisse, gefolgt von Mineralwol-
le (87 MJ/m²). Zum Vergleich: Den größten 
Energiebedarf bei der Herstellung haben 
mit 1166 MJ/m² Vakuumisolationspaneele.
Die Hersteller von Dämmstoffen werben 
mit einer durchschnittlichen Lebensdauer 
ihrer Produkte von 25 bis 50 Jahren, aus -
sagekräftige Langzeitstudien liegen jedoch 
nicht vor. Für die Lebensdauer von Däm-
mungen rechnet man mit den folgenden 
Werten:
L Wärmedämmverbundsysteme allgemein: 
40 Jahre 
L Wärmedämmverbundsysteme trans-
parent: 20 Jahre
L Vakuumdämmpaneele: 30 Jahre
L Innenwanddämmung: 50 Jahre
L Dämmung Kellerdecke und oberster 
 Geschossdecke: 50 Jahre
L Dachdämmung: 50 Jahre 
L Wärmedämmung erdberührender 
 Bauteile: 40 Jahre.
Voraussetzungen für eine lange Haltbarkeit 
sind eine sorgfältige Planung, eine fachge-
rechte Verlegung sowie eine regelmäßige 
Wartung und Kontrolle auf mögliche Schä-
MieterMagazin 1+2/2018
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den. Beschädigungen durch Vögel sind 
zwar selten, aber möglich und sollten so-
fort ausgebessert werden. Vorsicht ist beim 
Befestigen von Rankhilfen und ähnlichem 
auf dem Balkon geboten:  Dämmstoffdübel 
funktionieren nur bei Wärmedämmverbund-
systemen aus Hartschaum, Styropor, Holz-
weichfaserplatten und ähnlichem, nicht 
aber bei Mineralwolle und anderen flocki-
gen oder geschütteten Dämmstoffen. Al-
genbewuchs mindert nicht die Dämmleis-
tung, verweist aber auf zu viel Feuchtig keit 
(Regen, Kondenswasser, Wasserdampf), die
die dämmende Wirkung verringern kann. 
Wichtig ist eine ordnungsgemäße Instand-
haltung der Wärmedämmverbundsysteme.
Lukas Siebenkotten, Bundesdirektor des 
Deutschen Mieterbundes: „Im bereits mo-
dernisierten Wohnungsbestand sind Ver-
mieter verpflichtet, den Zustand der Fas-
sade regelmäßig zu kontrollieren.“ Wenn 
Mieter den Verdacht haben oder  beweisen 
können, dass Dämmmaßnahmen nicht 
fachgerecht erfolgt sind, sollten sie den 
Vermieter oder erforderlichenfalls die Ord-
MieterMagazin 1+2/2018
nungsbehörden informieren. Nur  wenige 
Wohnungsbaugesellschaften verfügen 
 allerdings über ein effektives Reparatur-
management. 
Alternative Dämmstoffe können problem-
los ausgebaut, wiederverwendet oder re-
cycelt werden. Sie sollten allerdings keine 

Brandgefahr  
hierzulande gering

Zusatzstoffe zur Verbesserung des Brand-
schutzes oder zum Schutz vor Schädlingen 
enthalten. 
Eine am 1. August 2017 in Kraft getretene 
Verordnung regelt unter anderem die ge-
trennte Sammlung und Überwachung von 
Dämmstoffen, die das Flammschutzmittel 
HBCD oder andere organische Schadstoffe 
enthalten. HBCD wurde in großem Umfang 
in Styropor-Dämmstoffen verbaut. „Allein 
in Deutschland fallen jährlich etwa 40 000 
Tonnen HBCD-haltige Dämmstoffe an – 
mit steigender Tendenz“, warnt die Deut-
sche Umwelthilfe. Die Abfälle werden ver-
Spagat i
anierung
brannt – und belasten so die Umwelt. Ein 
Recyclingsystem für diese Abfälle ist drin-
gend notwendig.
Nach dem Brand des Grenfell Towers in 
London im Juni 2017 wird die Brandgefähr-
dung durch Fassadendämmungen neu dis-
kutiert. In Deutschland gibt es nur 1,8 
Brandfälle pro Jahr mit aktiver Beteiligung 
von Polystyrol, das sind 0,01 Promille  aller 
Brände. Obwohl immer mehr Häuser mit 
Polystyrol gedämmt werden, geht die Zahl 
der Getöteten bei Gebäudebränden zurück. 
„Noch nie gab es Tote durch eine mitbren-
nende Polystyroldämmung an einer Fassa-
de“, so Werner Eicke-Hennig vom „Ener-
gieinstitut Hessen“.
Je größer und höher ein Gebäude ist, des-
to höher sind die Anforderungen an den 
Brandschutz – und die Dämmung. Bei Häu-
sern ab einer Höhe von 22 Metern sind ge-
nerell nur nicht brennbare Dämmstoffe zu-
gelassen. Nach einhelliger Expertenmei-
nung ist in Deutschland eine Brandkata-
strophe wie in London ausgeschlossen. 
Rainer Bratfisch
Natürliche Roh-
stoffe machen der 
Polystyrol-Platte 
Konkurrenz: Zel-
lulose, Steinwolle, 
Holzfaser, Hanf

st machbar: 
spraxis
Der Kosten-Klima-
Beispiele aus der S

Es gibt Projekte, wo die Warm-
miete nach einer energetischen 
Sanierung nach Abzug eingespar-
ter Energieverbrauchskosten nicht 
höher ist als vorher. Sie sind die 
Ausnahme, zeigen aber, dass guter 
Wille, öffentliche Fördermittel und 
gute Planung den Spagat aus Klima-
schutz und Mietkostenstabilität er-
lauben.
Das Märkische Viertel im Norden Berlins, 
gebaut in den Jahren 1964 bis 1967, hat-
te nach fast 40 Jahren eine Generalüberho-
lung dringend nötig. Die kommunale Woh-
nungsbaugesellschaft Gesobau, mit mehr 
als 13 500 Wohnungen größte Vermiete-
rin im Quartier, begann mit der energeti-
schen Sanierung 2008 und  modernisierte 
innerhalb der folgenden acht Jahre ihre Be-
stände. Dabei ging sie schrittweise vor und 
investierte sowohl in die Wohnhäuser als 
auch in die Umgebung. Da die meisten Mie-
ter während der Umbauarbeiten in ihren 
Wohnungen blieben – weder eine beque-
me Situation für die Bewohner noch für die 
Sanierer – arbeiteten die unterschiedlichen 
Gewerke und Firmen von Wohn hausgruppe 
zu Wohnhausgruppe so abgestimmt und 
zügig wie möglich. Und sie schafften es, 
die einzelnen Wohnungen innerhalb von 14 
33
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Durchdachte A 
Planung, Aus-

schöpfung aller 
Fördermittel und 

Beteiligung der 
Mieter: Moderni-
siertes Gebäude 

des Gießener  
Unternehmens 
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Das Märkische 
Viertel in Ber-

lin stößt pro Jahr 
39 000 Tonnen 

CO2 weniger 
in die Luft
Tagen termin- und budgetgerecht fertig zu 
übergeben. 
In die Häuser wurde grundlegend inves-
tiert: die Sanitär-, Lüftungs- und Elektro-
stränge ausgetauscht, neue Bäder ein-
gebaut, die Treppenhäuser verschönert, 
die Fenster gewechselt, das Heizungs- 
und Warmwassersystem modernisiert, 
 Eingangs- und Außenanlagen neu und at-
traktiver gestaltet. Und selbstverständlich 
erhielt die Gebäudehülle ein Wärmedämm-
verbundsystem. Gerade dabei lernten die 
Sanierer dazu: Während zu Beginn,  etwa 
am Pilotprojekt Eichhorster Weg, noch Po-
lystyrol-Dämmplatten sowohl an  Fassade 
als auch Kellerdecke zum Einsatz kamen, 
wurden im letzten Bauabschnitt am Dan-
nenwalder Weg und am Tramper Weg be-
reits zu 95 Prozent die bei Herstellung und 
Entsorgung unbedenklicheren Mine ral-
faserplatten verwendet. Nachhaltigkeit, 
schonender Umgang mit der Umwelt und 
ein noch höherer Gebäudebrandschutz 
hat die Gesobau inzwischen dazu ge-
bracht, keiner lei Polystyrol-Dämmstoffe 
mehr zu verwen den. 
Das Beispiel Märkisches Viertel zeigt, dass 
eine umfassende energetische Sanierung 
samt Wärmedämmung nicht zu exorbitan-
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ten Mietsteigerungen führen muss: Setzt 
man die höhere Grundmiete gegen mög-
liche und realistische Betriebskostenein-
sparungen, sind die Mietkosten um circa 4 
Prozent gestiegen. Das ist angesichts der 
enormen Einsparung an Energie und Res-
sourcen ein vertretbares Ergebnis, allerdings 
begünstigt durch extrem hohe Heizkosten 
aufgrund skandalöser Wärmelieferungsver-
träge vor der Baumaßnahme. Im Märkischen 
Viertel werden heute 39 000 Tonnen CO2 
pro Jahr weniger in die Luft geblasen. Da-
mit ist das Quartier heute Deutschlands 
größte Niedrigenergiesiedlung. 

Mieterbeteiligung mit  
langer Tradition

Bei der energetischen Modernisierung von 
drei Wohnhochhäusern im Südosten Gie-
ßens mussten Gebäude aus der Mitte der 
1960er Jahre auf ein zeitgemäßes Level ge-
hoben und in einen umweltverträglichen 
Zustand gebracht werden. Für die Mieter, 
die in ihrem gewohnten Zuhause bleiben 
wollten, sollte das möglich, also bezahl-
bar sein. So war einerseits eine durchdach-
te Planung der Umbauten gefragt, ande-
rerseits die Ausschöpfung aller Fördermög-
lichkeiten – und schließlich vor allem auch 
die Akzeptanz der rund 300 Bewohner, die
in den Zwölfgeschossern lebten. Das kom-
munale Wohnungsunternehmen Wohnbau 
Gießen GmbH, mit über 7000 Wohnungen 
größte Vermieterin der hessischen Stadt, 
hat mit der Beteiligung seiner Bewohner 
durchaus Erfahrung. Seit über 30 Jahren 
gibt es eine institutionalisierte Mietermit-
bestimmung. So vereinbarte das Unterneh-
men mit dem Mieterrat eine Kappung der 
Miete in den Hochhäusern nach Abschluss 
der Sanierungsarbeiten. Die Kaltmiete durf-
te für Bestandsmieter nicht höher als 6 Eu-
ro pro Quadratmeter ausfallen, bei Neuver-
mietung würden zwischen 7,50 und 8 Euro 
pro Quadratmeter gefordert werden.
Aber auch um möglichst konfliktarme und 
damit reibungslose Abläufe der Umbau-
maßnahmen ging es bei den Gesprächen. 
Ombudsleute vermittelten zwischen den 
Interessen der Mieter, der Vermieterin und 
auch der Bauleitung und den Handwerkern. 
Solche Vereinbarungen dürften so man-
chem Bewohner die Angst vor dem genom-
men haben, was bevorstand. Die Wohnge-
bäude, in denen über mehr als 40 Jahre vor 
allem Reparaturen ausgeführt worden wa-
ren, erlangten nun hinter den Gerüsten und 
Planen den Passivhausstandard: mit einer 
mineralischen Dämmung, dreifachverglas-
ten Fenstern, neuen großen verglasten Bal-
konen und wärmerückgewinnenden Lüf-
tungsanlagen. Es wurden zeitgleich  viele 
Elektroinstallationen erneuert, Keller saniert, 
Sprechanlagen eingebaut und Eingangsbe-
reiche und Treppenhäuser neu gestaltet. 
Was – neben einer Verringerung der Heiz-
kosten um nahezu 90 Prozent – vor allem 
für die Umsetzung dieses gewaltigen Pro-
jektes spricht, ist die Zufriedenheit der Be-
wohner. Ausgezogen ist nahezu niemand. 
Rosemarie Mieder 
MieterMagazin 1+2/2018
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Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner­
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such­
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Unentgeltliche Überlassung
Zur Abgrenzung eines Mietvertrags von anderen 
Gebrauchsüberlassungsverhältnissen bei Wohn­
räumen. 
BGH vom 20.9.2017 – VIII ZR 279/16 – 

 Langfassung im Internet

Der Zwangsverwalter nahm die Nutzerin eines Rei­
henhauses auf dessen Herausgabe sowie auf Zah­
lung einer Nutzungsentschädigung in Anspruch. Die 
Nutzerin wohnte seit 1990 in dem Reihenhaus. Ein 
schriftlicher Vertrag über die Nutzung bestand nicht. 
Eigentümer des zwangsverwalteten Reihenhauses 
war ein persischer Geschäftsmann, der sich seit Jah­
ren im Ausland aufhielt. Der Ehemann der Nutzerin 
war mit diesem zum Zeitpunkt der Errichtung des 
Hauses teils geschäftlich und teils privat – beide 
sind Landsleute – verbunden. 
Die Nutzerin machte geltend, zwischen ihr bezie­
hungs weise zwischen ihrem früheren Ehemann und 
dem Wohnungseigentümer bestehe ein Mietverhält­
nis. Die Anschaffungskosten für das Reihenhaus in 
Höhe von etwa 303 852,60 Euro seien seinerzeit 
wirtschaftlich von ihrem früheren Ehemann getra­
gen worden, indem ihm entsprechende Provisions­
zahlungen „abgezogen“ worden seien. Im Gegen­
zug habe er auf Lebenszeit unentgeltlich in dem Haus 
leben dürfen. Hieraus leite sich auch das lebenslange 
Wohnrecht für sie selbst ab. Darüber hinaus ergebe 
sich das Bestehen eines Mietverhältnisses bereits 
daraus, dass sie und ihr damaliger Ehemann seit 
Nutzungsbeginn im Jahr 1998 „sämtliche Neben­ 
und Reparaturkosten“ für das Haus bezahlt hätten. 
Darauf, dass ein Mietverhältnis bestand, kam es im 
Hinblick auf § 152 Absatz 2 ZVG an. Die Vorschrift 
lautet: „Ist das Grundstück vor der Beschlagnahme 
einem Mieter oder Pächter überlassen, so ist der 
Miet­ oder Pachtvertrag auch dem Verwalter gegen­
über wirksam.“ Danach sind weder die Leihe, noch 
ein sonstiges vereinbartes schuldrechtliches Nut­
zungsverhältnis sui generis dem Zwangsverwalter 
gegenüber bestandskräftig. Fehlt es – wie vorliegend 
– an der grundbuchrechtlichen Eintragung eines 
dinglichen Wohnrechts gemäß § 1093 BGB, gibt nur 
ein Mietvertrag das Recht zum Besitz nach § 986 
018
BGB, das dem Zwangsverwalter gemäß § 152 Abs. 2 
ZVG entgegengehalten werden kann. 
Der BGH hatte daher die Rechtsnatur der Überlassung 
des Reihenhauses festzustellen.
Zwar könne sich ein Vertrag, durch den sich jemand ver­
pflichtet, den Gebrauch einer Sache gegen Entrichtung 
eines Entgelts zu gewähren, rechtlich als Mietvertrag im 
Sinne des § 535 BGB darstellen. Dies gelte auch dann, 
wenn das vereinbarte Entgelt sehr niedrig sei, denn die 
Miete brauche dem Mietwert der Sache nicht zu ent­
sprechen. Vielmehr stelle auch ein weit unter der Markt­
miete liegendes Entgelt für den Gebrauch einer Sache 
eine Miete dar (sogenannte Gefälligkeitsmiete). 
Bei einer – wie vorliegend – (nahezu) unentgeltlichen 
Überlassung von Wohnraum zu Wohnzwecken sei die 
Differenzierung, ob die Parteien einen Mietvertrag 
(§ 535 BGB), einen Leihvertrag (§ 598 BGB) oder ein 
schuldrechtliches Nutzungsverhältnis sui generis (§ 241 
BGB) abschließen oder nur ein bloßes Gefälligkeitsge­
schäft vornehmen wollten, im Einzelfall schwierig. Zur 
Abgrenzung der verschiedenen rechtlichen Möglichkei­
ten sei nach Anlass und Zweck der Gebrauchsüberlas­
sung und gegebenenfalls sonstigen erkennbar zutage 
getretenen Interessen der Parteien zu unterscheiden. 
Dabei könne auch das nachträgliche Verhalten der Ver­
tragsparteien zu berücksichtigen sein. 
Der Abschluss eines Wohnraummietvertrags setze 
voraus, dass sich einerseits der Vermieter verpflichte, 
Wohnräume dauerhaft und – im Rahmen des sozialen 
Mietrechts – unter Einschränkung seiner Kündigungs­
möglichkeit dem Mieter gegen Zahlung eines Entgelts 
zu überlassen und dass sich der Mieter im Gegenzug 
verpflichte, hierfür Miete zu entrichten. An letzterem 
fehle es, wenn erst nach der Überlassung Kostentra­
gungspflichten entstünden.
Die Übernahme gelegentlicher Reparaturkosten spre­
che nicht für eine mietvertragliche Vereinbarung. Denn 
auch bei der Leihe habe der Entleiher gemäß §§ 598, 
601 Abs. 1 BGB regelmäßig die der Erhaltung der Sache 
dienenden Kosten, die den Gebrauch der Sache erst er­
möglichen, zu tragen. 
Hinsichtlich der Tragung der Betriebskosten habe auch 
bei der Vereinbarung eines unentgeltliches Wohnungs­
rechts der Wohnungsberechtigte jedenfalls die ver­
brauchsabhängigen Kosten wie Strom, Wasser und Hei­
zung zu tragen, ebenso aber auch die anteiligen ver ­
brauchsunabhängigen Kosten der Unterhaltung der 
Anlagen. Auch dies reiche somit für die Annahme ei­
ner mietvertraglichen Vereinbarung nicht aus.
Der BGH kam letztendlich zu dem Ergebnis, dass die Nut­
zerin den Abschluss eines Mietvertrags gemäß § 535 
BGB nicht schlüssig habe darlegen können. Den Räu­
mungs­ und Zahlungsansprüchen des Zwangsverwalters 
könne der Bestand eines wirksam vereinbarten Mietver­
hältnisses nicht entgegengehalten werden. Daher ste he 
dem Zwangsverwalter gegen die Nutzerin ein Anspruch 
auf Herausgabe des Grundstücks gemäß § 985 BGB so­
wie die geforderte Nutzungsentschädigung nach §§ 988, 
990, 987 BGB zu. 
35
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Zahlungsverzug

a) Ist durch Auflauf eines Zahlungsrückstands des Mie­
ters in der in § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a oder 
Buchstabe b BGB genannten Höhe ein Recht des Ver­
mieters zur fristlosen Kündigung des Mietverhältnisses 
entstanden, wird dieses nach § 543 Abs. 2 Satz 2 BGB 
nur durch eine vollständige Zahlung des Rückstandes 
vor Zugang der Kündigung ausgeschlossen. 
b) Bei der Beurteilung, ob der Zahlungsrückstand des 
Mieters die Miete für einen Monat übersteigt (§ 543 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a, § 569 Abs. 3 Nr. 1 
Satz 1 BGB), ist nicht auf die (berechtigterweise) ge­
minderte Miete, sondern auf die vertraglich vereinbar­
te Gesamtmiete abzustellen. 
BGH vom 27.9.2017 – VIII ZR 193/16 – 

 Langfassung im Internet

Leitsatz a) enthält nichts Neues und gibt die einhellige 
Ansicht von Literatur und Rechtsprechung wieder. Auch 
eine 99­prozentige Zahlung des Rückstandes macht die 
Kündigung nicht unwirksam.
Bei Leitsatz b) geht es um die Berechnung der Kündi­
gungshürde in § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a BGB. 
Die Vorschrift lautet: „Ein wichtiger Grund [zur fristlo­
sen Kündigung] liegt insbesondere vor, wenn der Mieter 
für zwei aufeinanderfolgende Termine mit der Entrich­
tung der Miete oder eines nicht unerheblichen Teils der 
Miete in Verzug ist.“ § 569 Abs. 3 Nr. 1 BGB ergänzt: 
„Im Falle des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a ist 
der rückständige Teil der Miete nur dann als nicht uner­
heblich anzusehen, wenn er die Miete für einen Monat 
übersteigt.“
Auch nach Ansicht des BGH kann der Mieter natürlich 
nur mit dem berechtigterweise geminderten Mietzins 
in Verzug geraten. Lediglich zur Berechnung der Kündi­
gungshürde von einem Monat wird der höhere – unge­
minderte – Mietbetrag herangezogen.
Ein Beispiel möge die Bedeutung der Entscheidung ver­
deutlichen:
löVereinbarte Miete: 500 Euro
löBerechtigter Mietminderungssatz 10 % = 450 Euro 
geschuldete Miete
löDer Mieter mindert überhöht 20 % und zahlt 9  Monate 
lang nur 400 Euro. Im 10. Monat zahlt er gar nicht mehr.
Kann der Vermieter ab dem 4. Werktag des 10. Monats 
kündigen? 
Antwort: Im 10. Monat besteht ein Rückstand gemäß 
§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a BGB von 500 Euro. 
Dies ist mehr als eine Monatsmiete der berechtigterwei­
se geminderten Miete. Es ist aber nicht mehr (sondern nur 
genauso viel) als die Monatssumme der vereinbarten Mie­
te. Der Vermieter kann also (noch) nicht kündigen.
Offen ist bislang noch, ob Leitsatz b) auch für die Kün­
digungsmöglichkeit nach § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buch­
stabe b BGB entsprechend gilt.
Dies ist wegen des identischen – hier maßgeblichen – 
Wortlauts der Vorschriften „Entrichtung der Miete“ an­
zunehmen.
§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b BGB lautet: „Ein 
wichtiger Grund [zur fristlosen Kündigung] liegt insbe­
sondere vor, wenn der Mieter in einem Zeitraum, der 
sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Ent­
richtung der Miete in Höhe eines Betrages in Verzug ist, 
der die Miete für zwei Monate erreicht.“
Beispiel:
löVereinbarte Miete: 500 Euro
löBerechtigter Mietminderungssatz 10 % = 450 Euro 
geschuldete Miete
löDer Mieter mindert überhöht 20 % und zahlt 19 Mo­
nate lang nur 400 Euro. 
Kann der Vermieter ab dem 4. Werktag des 19. Monats 
kündigen? 
Antwort: Im 19. Monat besteht ein Rückstand gemäß 
§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b BGB von 950 Euro. 
Dies sind mehr als zwei Monatsmieten der berechtigter­
weise geminderten Miete. Es sind aber nicht zwei Mo­
natsmieten der vereinbarten Miete. Der Vermieter kann 
also (noch) nicht kündigen.

Verwertungskündigung
a) Die Kündigung nach § 573 Abs. 2 Nr. 3 BGB setzt 
einen erheblichen Nachteil beim Vermieter selbst vor­
aus; ein Nachteil bei einer mit der vermietenden Ge ­
sellschaft persönlich und wirtschaftlich verbundenen 
„Schwestergesellschaft“ reicht insoweit nicht aus. 
b) Zum Erfordernis einer konkreten Darlegung eines 
„erheblichen Nachteils“ des Vermieters bei der Ver­
wertungskündigung. 
BGH vom 27.9.2017 – VIII ZR 243/16 – 

 Langfassung im Internet

Der Mietvertrag über die Siebenzimmerwohnung datiert 
aus dem Jahre 2012. Die V­KG hat das Grundstück mit 
der Wohnung im Jahr 2015 erworben und ist dadurch in 
den Mietvertrag eingetreten. Sie ist überdies Eigentüme­
rin des mit Gewerberäumen bebauten Nachbargrund­
stücks, das sie an die S­KG verpachtet hat, die dort ein 
Modehaus betreibt. Beide Gesellschaften sind persönlich 
und wirtschaftlich miteinander verbunden. 
Mit Schreiben vom 29. Juni 2015 kündigte die V­KG das 
Mietverhältnis nach § 573 Abs. 2 Nr. 3 BGB und begrün­
dete dies damit, das gesamte Gebäude abreißen zu wol­
len, um ein Objekt mit Gewerberäumen zur Erweiterung 
des benachbarten Modehauses zu errichten. Selbst un­
ter Berücksichtigung der Investitionskosten sei durch 
die langfristige Verpachtung an die S­KG ein deutlich 
höherer Ertrag zu erwirtschaften als bei Fortführung des 
bisherigen Mietverhältnisses. 
Der Bundesgerichtshof entschied, dass die Kündigung un ­
wirksam sei, weil der V­KG bei Fortbestand des Miet ver­
hältnisses keine erheblichen Nachteile im Sinne von § 573 
Abs. 2 Nr. 3 BGB drohten. 
Zwar stelle der Abriss des Gebäudes zur Erweiterung des 
benachbarten Modehauses eine von vernünftigen sowie 
nachvollziehbaren Erwägungen getragene und mithin an­
gemessene wirtschaftliche Verwertung des betreffenden 
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Grundstücks im Sinne von § 573 Abs. 2 Nr. 3 BGB dar. 
Allerdings sei eine Verwertungskündigung nur unter der 
zusätzlichen (hohen) Voraussetzung zulässig, dass dem 
Eigentümer durch den Fortbestand des Mietverhältnisses 
andernfalls ein „erheblicher Nachteil“ entstehen würde. 
Bei der Beurteilung dieser Frage hätten die Gerichte stets 
zu beachten, dass nicht nur die Rechtsposition des 
Vermieters, sondern auch das vom Vermieter abgelei­
tete Besitzrecht des Mieters von der verfassungsrechtli­
chen Eigentumsgarantie geschützt sei. Vor diesem Hin­
ter grund gewähre das Eigentum dem Vermieter keinen 
uneingeschränkten Anspruch auf Gewinnoptimierung 
oder Einräumung gerade der Nutzungsmöglichkeit, die 
den größtmöglichen wirtschaftlichen Vorteil verspreche. 
Auf der anderen Seite dürfen die dem Vermieter bei Fort­
bestand des Mietverhältnisses entstehenden  Nachteile je­
doch auch keinen Umfang annehmen, welcher die Nach  ­
teile weit übersteige, die dem Mieter im Falle des Verlus­
tes der Wohnung erwüchsen. Insbesondere dürfe das 
Kündigungsrecht des Eigentümers bei einer Verwertungs­
kündigung nicht auf Fälle andernfalls drohenden Existenz­
verlusts reduziert werden. 
Vorliegend habe das Berufungsgericht darauf abgestellt, 
dass sich die V­KG mit der beabsichtigten Verwertung 
langfristig die Pachteinnahmen aus allen in ihrem Eigen­
tum stehenden Grundstücken „sichere“ und es sich bei 
der Erweiterung des Modegeschäftes um eine „existen­
zielle Frage“ handele. Tatsächliche Umstände, die diese 
Beurteilung trügen, seien jedoch nicht einmal ansatzwei­
se festgestellt und von der V­KG offenbar auch nicht vor ­
getragen worden. Insbesondere fehle jegliche Feststel­
lung dazu, inwiefern bei der gegenwärtigen Lage (kon­
krete) Nachteile für die wirtschaftliche Situation der 
V­KG zu besorgen seien. Die Gerichte dürften einen 
Nachteil aber nicht schon dann bejahen, wenn der Ei­
gentümer einer vermieteten Wohnung mit dieser – im 
Interesse einer möglichen bloßen Gewinnoptimierung 
– nicht nach Belieben verfahren könne. Dies werde den 
(hohen) gesetzlichen Anforderungen an eine Verwer­
tungskündigung nicht gerecht. 
Weiterhin seien bei einer Verwertungskündigung – an­
ders als etwa bei einer Eigenbedarfskündigung – nach 
dem eindeutigen Wortlaut des § 573 Abs. 2 Nr. 3 BGB 
allein solche (erheblichen) Nachteile zu berücksichtigen, 
die dem Vermieter selbst entstehen würden. Bei der das 
Modehaus betreibenden S­KG handele es sich aber um 
eine von der V­KG verschiedene Personengesellschaft, 
woran auch die persönliche und wirtschaftliche Verflech­
tung der Gesellschaften nichts zu ändern vermöge. 
Außerdem könnten gemäß § 573 Abs. 3 Satz 1 BGB bei 
der Beurteilung der Wirksamkeit einer Kündigung (soweit 
sie nicht nachträglich entstanden sind) nur solche Gründe 
Berücksichtigung finden, die im Kündigungsschreiben an­
gegeben würden. Hier jedoch hätte die V­KG die Interessen 
ihrer Schwestergesellschaft an einer Sicherung ihrer Exis­
tenzgrundlage in dem Kündigungsschreiben nicht einmal 
ansatzweise aufgeführt. Bereits aus diesem Grund komme 
auch eine Berücksichtigung dieser Drittinteressen über die 
Generalklausel des § 573 Abs. 1 BGB nicht in Betracht. 
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Schriftformklausel

a) Sogenannte Schriftformheilungsklauseln sind mit 
der nicht abdingbaren Vorschrift des § 550 BGB un­
vereinbar und daher unwirksam. Sie können deshalb 
für sich genommen eine Vertragspartei nicht daran 
hindern, einen Mietvertrag unter Berufung auf einen 
Schriftformmangel ordentlich zu kündigen. 
b) Es verstößt gegen Treu und Glauben, wenn eine Miet­
vertragspartei eine nachträglich getroffene Abrede, die 
lediglich ihr vorteilhaft ist, allein deshalb, weil sie nicht 
die schriftliche Form wahrt, zum Anlass nimmt, sich 
von einem ihr inzwischen lästig gewordenen langfristi­
gen Mietvertrag zu lösen. 
BGH vom 27.9.2017 – XII ZR 114/16 – 

 Langfassung im Internet

Der Mietvertrag enthielt eine  Wertsicherungsklausel, 
nach der sich die Miete ändert, sobald sich der Ver brau­
cherpreis index für Deutschland um mindestens 10 Punk­
te verändert. Zudem wurde eine feste Mietzeit bis zum 
31.5.2020 mit einer einmaligen Verlängerungsoption für 
den Mieter vereinbart.
Darüber hinaus enthielt der Mietvertrag folgende Schrift­
formheilungsklausel: „Die Parteien verpflichten sich ge­
genseitig, … jederzeit alle Handlungen vorzunehmen 
und Erklärungen abzugeben, die erforderlich sind, um 
dem gesetzlichen Schriftformerfordernis gemäß § 550 
BGB, insbesondere im Zusammenhang mit dem Ab­
schluss dieses Nachtrages sowie weiteren Nachträgen, 
Genüge zu tun und bis dahin den Mietvertrag nicht unter 
Berufung auf die Nichteinhaltung der Schriftform vor­
zeitig zu kündigen.“
Im Januar 2011 teilte die Vermieterin dem Mieter schrift­
lich mit, die Wertsicherungsklausel dahingehend ändern 
zu wollen, dass bei einer Veränderung des Verbraucher­
preisindex um 5 Prozent eine entsprechende Änderung 
der Miete eintreten solle. Der Mieter vermerkte auf dem 
Schreiben handschriftlich „6 Prozent einverstanden“, un­
terschrieb den Vermerk und sandte das Schreiben an die 
Vermieterin zurück. Im Jahr 2014 kündigte der Vermieter 
die Gewerberäume mit Berufung auf einen Schriftform­
verstoß.
Der BGH erkannte in der Nachtragsvereinbarung zur 
Wertsicherungsklausel einen Verstoß gegen die Schrift­
form: Dem Schreiben des Vermieters mit dem hand­
schriftlichen Zusatz des Mieters fehle es an einer aus­
reichenden Bezugnahme auf den Ursprungsvertrag und 
die Nachträge.
Folge des Verstoßes gegen die Schriftform ist, dass der 
Mietvertrag gemäß § 550 BGB als auf unbestimmte Zeit 
abgeschlossen gilt und grundsätzlich jederzeit eine or­
dentliche Kündigung unter Einhaltung der gesetzlichen 
Kündigungsfrist möglich ist. Gleichwohl hielt der BGH 
die Berufung auf den Schriftformmangel vorliegend für 
ausgeschlossen. Der Ausschluss ergebe sich aber nicht 
schon aus der Schriftformheilungsklausel, nach der die 
Vertragsparteien zur Nachholung der Schriftform ver­
pflichtet seien.
37

https://www.berliner-mieterverein.de/recht/bgh/schriftformklausel.htm


MIETRECHT

38
Schriftformheilungsklauseln, die eine generelle Verpflich­
tung der Vertragsparteien enthalten, Schriftformverstöße 
jeglicher Art nachträglich zu beseitigen, um so eine „vor­
zeitige“ Vertragsbeendigung durch ordentliche Kündi­
gung zu unterbinden, seien stets unwirksam. Das gelte 
unabhängig davon, ob sie durch Individualvertrag oder 
in Allgemeinen Geschäftsbedingungen vereinbart würden. 
§ 550 BGB enthalte zwingendes Recht. Das Schriftform­
erfordernis bei langfristigen Mietverträgen solle nicht nur 
sicherstellen, dass ein Grundstückserwerber, der als Ver­
mieter in ein langfristiges Mietverhältnis eintritt, dessen 
Bedingungen aus dem schriftlichen Mietvertrag ersehen 
könne. Es diene auch dazu, die Beweisbarkeit langfristiger 
Abreden zwischen den ursprünglichen Mietvertragspar­
teien zu gewährleisten und diese vor der unbedachten Ein­
gehung langfristiger Bindungen zu schützen.
Mit Blick auf diesen Schutzzweck seien Schriftformhei­
lungsklauseln nicht mit § 550 BGB vereinbar. Dies gilt 
unabhängig davon, ob sie wie hier zusätzlich eine Ver­
pflichtung enthielten, von einer Kündigung wegen des 
Schriftformfehlers abzusehen.
Der Vermieter konnte sich aber deshalb nicht auf den 
Schriftformmangel berufen, weil die Vertragsänderung, 
die zum Wegfall der Schriftform geführt hat, auf sein 
Drängen erfolgt sei und ausschließlich seinen Interessen 
gedient habe. Durch die geänderte Indexklausel war es 
dem Vermieter wesentlich früher möglich, eine Mieterhö­
hung durchzusetzen, als dies bei der ursprünglichen Klau­
sel der Fall gewesen wäre. Es verstoße gegen Treu und 
Glauben, wenn eine Mietvertragspartei eine nachträglich 
getroffene Abrede, die lediglich ihr vorteilhaft ist, allein 
deshalb, weil sie nicht die schriftliche Form wahrt, zum 
Anlass nehme, sich von einem ihr inzwischen lästig ge­
wordenen langfristigen Mietvertrag zu lösen.

Verjährungsfrist
Die in einem von dem Vermieter verwendeten Formu­
larmietvertrag enthaltene Bestimmung „Ersatzansprü­
che des Vermieters wegen Veränderungen oder Ver­
schlechterungen der Mietsache und Ansprüche des Mie­
ters auf Ersatz von Aufwendungen oder Gestattung der 
Wegnahme einer Einrichtung verjähren in zwölf Mona­
ten nach Beendigung des Mietverhältnisses.“ ist mit 
wesentlichen Grundgedanken des § 548 Abs. 1 Satz 1, 2 
BGB unvereinbar und benachteiligt den Mie ter des halb 
entgegen den Geboten von Treu und Glauben unange­
messen; sie ist daher nach § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
Nr. 1 BGB unwirksam.
BGH vom 8.11.2017 – VIII ZR 13/17 – 

 Langfassung im Internet

Das Mietverhältnis endete nach einer Kündigung am 
28. Februar 2015. Bereits zwei Monate zuvor, am 29. De­
zember 2014, hatte der Vermieter die Wohnung vom 
Mieter zurückerhalten. 
Der Vermieter forderte den Mieter mit Schreiben vom 
12. Januar 2015 unter anderem zu Instandsetzungsar­
beiten an der in der Wohnung befindlichen Dusche auf, 
die infolge unsachgemäßer Nutzung notwendig seien. 
Der Mieter rührte sich nicht.
Mit der Klage nahm der Vermieter den Mieter auf Zah­
lung von Schadensersatz in Anspruch. Die am 25. Juni 
2015 eingereichte Klage war dem Mieter, nachdem der 
am 6. Juli 2015 vom Gericht angeforderte Kostenvor­
schuss am 21. September 2015 eingegangen war, am 
1. Oktober 2015 zugestellt worden. Der Mieter berief 
sich auf Verjährung. Der Vermieter verneinte die Verjäh­
rung unter Hinweis auf die – im Leitsatz wiedergegebe­
ne – formularvertragliche Klausel. 
Der BGH gab dem Mieter Recht. Die Formularklausel 
verstoße wegen unangemessener Benachteiligung des 
Mieters gegen § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB 
und sei deshalb unwirksam. Es gelte die gesetzliche Re­
gelung des § 548 Abs. 1 BGB, wonach die Forderung 
des Vermieters verjährt sei.
Die im streitgegenständlichen Formularmietvertrag enthal­
tene Klausel erschwere den Eintritt der Verjährung der in 
§ 548 Abs. 1 Satz 1 BGB genannten Ansprüche des Ver­
mieters gegenüber der gesetzlichen Regelung in zweifa­
cher Hinsicht. Zum einen werde die Frist, nach deren 
Ab lauf diese Ansprüche verjähren, von sechs auf zwölf 
Mo nate verdoppelt. Zum anderen verändere die Klausel 
zusätzlich den Beginn des Fristlaufs, indem sie nicht auf 
den Zeitpunkt des Rückerhalts der Sache, sondern auf 
das (rechtliche) Mietvertragsende abstelle. Beide Rege­
lungsinhalte seien mit wesentlichen Grundgedanken des 
§ 548 BGB nicht zu vereinbaren und stellten bereits aus 
diesem Grund eine unangemessene Benachteiligung der 
Beklagten dar. 
Denn die in § 548 Abs. 1 BGB geregelte kurze Verjäh­
rung der Ansprüche des Vermieters sei durch berechtig­
te Interessen des Mieters im Rahmen der Abwicklung 
des Mietverhältnisses begründet. Der Mieter habe nach 
der Rückgabe der Mietsache an den Vermieter auf die se 
keinen Zugriff mehr und könne somit ab diesem Zeit ­
punkt regelmäßig auch keine beweissichernden Fest  ­
stellungen mehr treffen. Demgegenüber werde der Ver  ­
mieter durch die Rückgabe der Mietsache, an die das 
Gesetz den Verjährungsbeginn für dessen Ansprüche 
anknüpft, in die Lage versetzt, sich Klarheit darüber zu 
verschaffen, ob ihm gegen den Mieter Ansprüche we­
gen Verschlechterung oder Veränderung der Mietsache 
zustehen und er diese durchsetzen oder gegebenenfalls 
innerhalb der sechsmonatigen Verjährungsfrist erforder­
liche verjährungshemmende Maßnahmen ergreifen 
wol le. Es sei nicht ersichtlich, dass diese Prüfung nicht 
regelmä ßig in der vom Gesetz vorgesehen Verjährungs­
frist von sechs Monaten vorgenommen werden könnte. 
Vor die  sem Hintergrund sei es – unter Berücksichtigung 
der In ter essen sowohl des Mieters als auch des Vermie­
ters – das ausdrücklich erklärte Ziel des Gesetzgebers 
gewesen, mit der kurzen Verjährungsregelung in § 548 
BGB aus Gründen der Rechtssicherheit und Rechtsklar­
heit zeitnah zur Rückgabe der Mietsache eine „mög­
lichst schnelle“ Klärung über bestehende Ansprüche 
im Zusammenhang mit dem Zustand der Mietsache zu 
erreichen. 
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Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt rollstuhlgeeignet
(Begleitperson auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet
u Wilmersdorfer Straße
i Charlottenburg

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

 
 
 
 

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
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Öffnungszeiten 
Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 40)

 Spontan: Beratung ohne Anmeldung
Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
Freitag von 15 bis 17 Uhr, 
Samstag von 9 bis 13 Uhr 
(jedoch nicht in den Beratungszentren 
Wilmersdorfer Straße und Bahnhofstraße) 

 Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr 
und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch 
Ihren persönlichen Wunschtermin.
Servicetelefon: S 030-226  260
Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr, 
Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
Samstag von 9 bis 13 Uhr
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

 S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi, Fr 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
gsstellen
v

 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 39 (eine Seite zurückblättern!)
 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Charlottenburg-Wilmersdorf
K Mo-Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr,
Sa 9-13 Uhr 
Berliner Mieterverein, 
Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstraße 13 
i Karlshorst
K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel 
Ribnitzer Straße 1 b, 2. OG., 
Raum 204
i Wartenberg  

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- 
und  Beratungsstelle, 
Perleberger Str. 44/
Ecke Lübecker Str.
u Birkenstraße

Weitere Beratun
überwiegend ohne Termin
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Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, 
König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf
K	Mo 18.30-19.30 + Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, 
Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, u Eisenacher Straße

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40
i Schöneweide

ereinbarung
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter.
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. Montag): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an:  
Berliner Mieterverein, 
z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
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von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Wilmersdorfer Straße 50/51 
u Wilmersdorfer Straße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten

Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/
Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Geschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de S 030-204 47 04 
K Theater und Komödie am Kurfürstendamm 
www.theater-am-kurfuerstendamm.de 
S 030-88 59 11 88 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
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K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen im Alter: 
www.berlin.de/special/wohnen/alter/ 
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
E-Mail: AmbulanteDiensteNord
@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0, Fax 030-490 00 99 28, 
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de 
K	Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Vattenfall)
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Raphael Thieme, Fritz Peter Brost, 
Hans Huser (Bezirksleitung)
Treffen aktiver Mitglieder und interessier-
ter Mieter jeden 2. Dienstag im Monat 
um 18.30 Uhr im Haus am Mierendorff-
platz, Mierendorffplatz 19;
Kontakt auch über Thomas Koch, Geschäfts-
stelle des BMV S 030-226 26-144
Friedrichshain-Kreuzberg 
Gundel Riebe, Frank Straubing, 
Ralf Kießling (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Montag und jeden 2. Mittwoch im 
Monat von 17.30 bis 19 Uhr im Beratungs-
zentrum Frankfurter Allee 85 
und über Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV S 030-226 26-144
Lichtenberg
Lieselotte Bertermann, Karin Korte, 
Alexandra Gaulke (Bezirksleitung) 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mittwoch des Monats um 17 Uhr in 
der „Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Peter Risch, Irina Neuber, Helga Jonas 
(Bezirksleitung)
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Ursula Loesch (Bezirksleitung) 
K Treffen der Aktivengruppe jeden 4. Do 
im Monat um 18 Uhr in der Freizeit stätte 
Torstraße 203-205 
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, Hans- 
Joachim Hemmerling, Wilhelm Laumann
Kontaktmöglichkeiten: S 030-89 61 86 32, 
E-Mail: bmv-neukoelln@freenet.de
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Do 
im Monat um 18 Uhr in der Richardstraße 5 
(Räume der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Wolfgang Marquardt, Marianne Pötzsch, 
Hans-Günther Miethe (Bezirksleitung)
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Helmut Möller (Bezirksleiter)
Kontakt: Thomas Koch, 
Geschäftsstelle des BMV 
S 030-226 26-144
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften 
K AG Modernisierung 
K AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Barbara von Boroviczeny (Bezirksleitung)
Kontakt: Thomas Koch, 
Geschäftsstelle des BMV 
S 030-226 26-144
Tempelhof-Schöneberg
Folkert Schulz (Bezirksleiter)
Kontakt: Thomas Koch, 
Geschäftsstelle des BMV 
S 030-226 26-144
Treptow-Köpenick
Henry Baumfelder, Ilona Sechting, 
Rosemarie Wabner (Bezirksleitung)
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat im 
Beratungszentrum Köpenick, Bahnhofstr. 5. 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Viel Wissen … 
… für wenig Geld

Die Broschüren

Die Broschüren kosten 6 Euro und sind erhältlich in den 
Beratungszentren und in der Geschäftsstelle des Berliner 
Mietervereins, Spichernstraße 1, 10777 Berlin während der 
Geschäftszeiten oder beim DMB-Verlag, 10169 Berlin oder 
im Internet unter www.mieterbund.de 

Die Broschüren des Deutschen Mieterbundes haben einen 
Umfang von 80 bis 100 Seiten und kosten 6 Euro. 

Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heizanlagen in klei-
neren Gebäuden (weniger als 6 Wohnungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche können hier sehr stark schwanken, 
da der Einfluss des Nutzers überwiegt. Eine ers-
te Orientierung ist jedoch möglich. Die Energie-
klassen des Heizspiegels beziehen sich grund-
sätzlich auf Verbräuche von Gebäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr aufschlussreich ist aller-
dings der Vergleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der geltenden Wär-
meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vorgeschrieben ist ein errechneter Be-
darfswert, nicht die hier ermittelte Verbrauchs
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C verbessert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungsregelung, Außenwanddämmung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt werden.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Abrechnung, der Haustechnik und der Ge-
bäudesubstanz sollte hier unbedingt erfolgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

	
Plattenbau  (1)	 Mauerwerksbau  (1)	

Klasse,	 Klasse,
	 die mindestens erzielt	 die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch	 werden sollte für:	 werden sollte für:

	 Neubau ab 1995 (2)	 Neubau ab 1995 (2)

	 Baujahr ab 1973 (3)	 Baujahr ab 1984 (3)

	 Baujahr bis 1972 (3)	 Baujahr bis 1983 (3)

	 Handlungsbedarf (4)

	 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50	 A

 50-100	 B

 100-150	 C

 150-200	 D

 200-250	 E

 250-300	 F

 über 300	 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Überprüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck können Ener-
gieverbrauch und Kosten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiesparberatungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sieben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Baualters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläuterungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin



Donnerstag, 15.2.
15.30 Uhr	 Johannes Prittwitz: Als die Bilder laufen lernten – Filmstadt Berlin*
17.30 Uhr	 Mario Naujoks: Norwegens Westküste*
19.00 Uhr	 Spielfilm: La Mélodie – Der Klang von Paris
19.30 Uhr	 Prof. Dr. Herfried Münkler: Der Dreißigjährige Krieg – 
	 Europäische Katastrophe und deutsches Trauma*
Freitag, 16.2.
11-13 Uhr	 Special zum Valentinstag: Hanne Huntemann: Speed-Dating für Singles 60plus
15.30 Uhr	 Prof. Dr. med. Dr. Timo Ulrichs: Tuberkulose, die vergessene Seuche*
17.30 Uhr	 Prof. Dr. Harald Clahsen: Mehrsprachigkeit – Mythen und Wirklichkeit*
19.30 Uhr	 Sabine Asgodom: Identität statt Image – Erfolg durch Selbst-PR*
Samstag, 17.2.
15.00 Uhr	 Kurzfilme für Kids: Stiftung Berliner Leben
15.00 Uhr	 Prof. Bernd Roeck: Der Morgen der Welt – Geschichte der Renaissance*
16.30 Uhr	 Kurzfilme: URBAN NATION CINEMA
Sonntag, 18.2.
10-16 Uhr	 Seminar: Sabine Asgodom: Selbstcoaching für‘s Neue Jahr!
15.00 Uhr	 Familienkonzert: Andreas Peer Kähler: Das Zauberflötchen
Montag, 19.2.
17.30 Uhr	 Prof. Frank Kammerzell: Anfänge der ägyptischen Hieroglyphen*
15.30 Uhr	 Johannes Prittwitz: Gilly, Langhans, Schinkel – 
	 die Stararchitekten des Preußischen Klassizismus*
19.00 Uhr	 Spielfilm: La Mélodie – Der Klang von Paris
19.30 Uhr	 Univ.-Prof. Dr. rer. nat. Sabine Gaudzinski-Windheuser: 
	 Die Evolution menschlichen Verhaltens aus der Perspektive 
	 der Archäologie der Altsteinzeit* – Eintritt frei
Dienstag, 20.2.
15.30 Uhr	 Carl-Peter Steinmann: Karlshorst, das „Dahlem des Ostens“ – 
	 Pferde, Villen und Kalter Krieg*
17.30 Uhr	 Prof. Dr. Andreas Michalsen: Heilfasten*
19.00 Uhr	 Experimentalfilm: Manifesto
19.30 Uhr	 PD Dr. med. Dr. phil. Martin Ebinger, Dr. Ludwig Schlemm: 
	 Lauf um Dein Leben – Kardiovaskuläres Training nach dem Schlaganfall*
Mittwoch, 21.2. 
15.30 Uhr	 Gisela Gehrmann: Umgang mit Depressionen im Alter* 
17.30 Uhr	 Dr. Claus Braun: Die Klugheit der Träume verstehen – 
	 das emotionale und geistige Potential der unbewussten Psyche* 
19.00 Uhr	 Experimentalfilm: Manifesto 
19.30 Uhr	 Dr. A. Goetze: Der schiitische Islam im Iran – Mehr als eine Regionalmacht*
Donnerstag, 22.2. 
15.30 Uhr	 Rainer Reusch: Leonardo Da Vinci: Maler, Forscher, Genie* 
17.30 Uhr	 Dr. med. Dipl.-Ing. Stefan Steinert: Stressbewältigung 
	 mit den fünf Elementen der Traditionellen Chinesischen Medizin* 
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Julian Schnabel – A private Portrait 
19.30 Uhr	 Thomas R. Hoffmann: Die Kunstszene Prags um 1600*
Freitag, 23.2.
15.30 Uhr	 Dr. med. Ilse Zilch-Döpke: Medizin der Hildegard von Bingen*
17.30 Uhr	 Wolfgang Klare: Das Baltikum*
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Julian Schnabel – A private Portrait
19.30 Uhr	 Dr. jur. Henning Scherf: Der Tod als Teil des Lebens*
Montag, 26.2.
15.30 Uhr	 Dr. Ingolf Ebel: Vom Sinn und Unsinn des Philosophierens*
17.30 Uhr	 Prof. Bert Hoffmann: Kuba nach der Ära Castro*
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Leaning into The Wind – Andy Goldsworthy
19.30 Uhr	 Jean Feyder: Leistet Widerstand – für eine gerechtere Welt!*
Dienstag, 27.2.
15.30 Uhr	 Dr. med. Sylke Schneider-Burrus, Dr. med. Michael Knop: 
	 Krankheiten, die unter die Haut gehen*
17.30 Uhr	 Prof. Dr. Hartmut Dorgerloh: Friedrich der Große und das nachhaltige Bauen*
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Leaning into The Wind – Andy Goldsworthy
19.30 Uhr	 Prof. Dr. I. Juchler: 1968 in Berlin – Schauplätze der Revolte in West und Ost*
Mittwoch, 28.2.
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Leaning into The Wind – Andy Goldsworthy
19.30 Uhr	 Podiumsdiskussion: Sind wir bereit für die Zukunft?
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Donnerstag, 1.2.
19.30 Uhr	 Sebastian Zoepp: Der Kohleausstieg in Deutschland ist machbar! 
	 Szenarien für den Strukturwandel*
Freitag, 2.2.
14.00 Uhr	 Der KulTouren-Reisetag in der Urania – Eintritt frei
16.30 Uhr	 Spielfilm: Loving Vincent
19.00 Uhr	 Spielfilm: Loving Vincent
20.00 Uhr	 Veronika Schröter: Wie Messies ihren Raum zurückgewinnen*
Samstag, 3.2.
10-17 Uhr	 2-Tages-Seminar mit Veronika Schröter: Das Chaos in den Griff bekommen – 
	 persönliche Hintergründe der Messie-Symptomatik erkennen
Sonntag, 4.2.
10-17 Uhr	 2-Tages-Seminar mit Veronika Schröter: Das Chaos in den Griff bekommen – 
	 persönliche Hintergründe der Messie-Symptomatik erkennen
10.30 Uhr	 Phil. Café Prof Dr. Lutz von Werder: Vom Affen zum Menschen – 
	 Charles Darwin
11.00 Uhr	 Workshop: Der „Ich kann nicht singen“ Chor mit Michael Betzner-Brandt
Montag, 5.2.
15.30 Uhr	 Dr. Wilfried Karl: Fürst von Pückler*
16.30 Uhr	 Spielfilm: Loving Vincent
17.30 Uhr	 Dr. Thomas Schäfer: Vom Vor- und Nachteil der Selbsttäuschung*
19.00 Uhr	 Spielfilm: Loving Vincent
19.30 Uhr	 Dr. Christoph Gran: Perspektiven einer Wirtschaft ohne Wachstum*
Dienstag, 6.2.
15.30 Uhr	 Jürgen Grothe: Die Invalidenstraße im Wandel der Zeit*
16.30 Uhr	 Spielfilm: Loving Vincent
17.30 Uhr	 Vera Spellerberg: Intelligent Lebensmittel einkaufen*
19.00 Uhr	 Spielfilm: Loving Vincent
19.30 Uhr	 Prof. Dr. Ulrich Brand: Warum ist es so schwierig, 
	 unsere imperiale Lebensweise zu überwinden?*
Mittwoch, 7.2.
9-17 Uhr	 2-Tages-Fachseminar mit Veronika Schröter: Das Messie-Syndrom – 
	 Hintergründe, Ursachen, Auswirkungen und Behandlungsmethoden
17.30 Uhr	 Prof. Dr. med. Jörg Spitz: Warum Demenz und Depression 
	 kein unabwendbares Schicksal sind* 
19.30 Uhr	 Prof. Dr. Daniel Schönpflug: 1918 – Die Welt im Umbruch*
Donnerstag, 8.2.
9-17 Uhr	 2-Tages-Fachseminar mit Veronika Schröter: Das Messie-Syndrom – 
	 Hintergründe, Ursachen, Auswirkungen und Behandlungsmethoden
15.30 Uhr	 Dr. Gunnar Strunz: Der Deutsche Orden und die Christianisierung Osteuropas*
16.30 Uhr	 Dokumentarfilm: Zeit für Stille
17.30 Uhr	 Elke Krauskopf: Die Lebensreformbewegung – 
	 Ein „Frühlingssturm“ in Kunst und Leben*
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Zeit für Stille
19.30 Uhr	 Prof. Dr. Tim Conrad: Der Computerblick ins Leben*
Freitag, 9.2.
15.30 Uhr	 Prof. Dr. Dieter B. Herrmann: Astronomisches Weltbild der Antike*
16.30 Uhr	 Dokumentarfilm: Zeit für Stille
17.30 Uhr	 Dr. med. Achim Kürten: Immunsystemerkrankungen*
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Zeit für Stille
19.30 Uhr	 Moritz Riesewieck: Digitale Drecksarbeit und die Macht der Bilder*
Montag, 12.2.
16.30 Uhr	 Spielfilm: Das Leuchten der Erinnerung
17-19 Uhr	 Gesundheitstag: Gelenkschmerzen und Arthrose, Eintritt frei
19.00 Uhr	 Spielfilm: Das Leuchten der Erinnerung
19.30 Uhr	 Anna Trökes: Depression – wie uns Yoga helfen kann*
Dienstag, 13.2.
15.30 Uhr	 Dr. med. Alexander Blau: Die Bedeutung von Schlaf und Träumen 
	 aus medizinischer Sicht*
16.30 Uhr	 Spielfilm: Das Leuchten der Erinnerung
17.30 Uhr	 Reinhard Weber: Fuerteventura – Eine Oase in der Wüste der Zivilisation*
19.00 Uhr	 Spielfilm: Das Leuchten der Erinnerung
Mittwoch, 14.2.
15.30 Uhr	 Special zum Valentinstag: Hanne Huntemann: Liebe auf den späten Blick –
	 Partnersuche 60plus
17.30 Uhr	 Special zum Valentinstag: Dr. Barbara Perfahl: Zusammen wohnen – 
	 wenn Welten aufeinanderprallen
19.30 Uhr	 Special zum Valentinstag: Dr. Wolfgang Krüger: Der Humor im Liebes-Alltag
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